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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/892 DER KOMMISSION
vom 13. Mirz 2017

mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen
Parlaments und des Rates fiir die Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus
Obst und Gemiise

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
iiber eine gemeinsame Marktorganisation fur landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufthebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 ('), insbesondere auf Artikel 38,
Artikel 174 Absatz 1 Buchstabe d, Artikel 181 Absatz 3 und Artikel 182 Absitze 1 und 4,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
tiber die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG)
Nr. 485/2008 des Rates (3, insbesondere auf Artikel 58 Absatz 4 Buchstabe a, Artikel 62 Absatz 2 Buchstaben a bis d
und Buchstabe h sowie Artikel 64 Absatz 7 Buchstabe a,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 trat an die Stelle der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (}) und
enthilt neue Vorschriften fur die Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemiise. Mit der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 wird der Kommission zudem die Befugnis tibertragen,
diesbeziiglich delegierte Rechtsakte und Durchfihrungsrechtsakte zu erlassen. Diese Rechtsakte sollten an die
Stelle einiger Bestimmungen der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission (%) treten. Die
genannte Verordnung wird durch die Delegierte Verordnung (EU) 2017/891 der Kommission (°) gedndert.

(2)  Um die Zuteilung von Finanzmitteln zu optimieren und die Qualitit der Strategie zu verbessern, sollten
Vorschriften iiber die Struktur und den Inhalt der nationalen Strategie fiir nachhaltige operationelle Programme
und der nationale Rahmen fir Umweltaktionen festgelegt werden. Es sollte festgelegt werden, welche
Umweltaktionen in den nationalen Rahmen aufgenommen werden konnen und welche Anforderungen zu
erfiillen sind, um so die Ausarbeitung und Durchfithrung dieser Aktionen zu erleichtern.

(3)  Dariiber hinaus sollten Vorschriften iiber den Inhalt der operationellen Programme, die vorzulegenden
Dokumente, die Vorlagefristen und die Zeitraume fir die Durchfilhrung der operationellen Programme
vorgesehen werden.

(4)  Um eine ordnungsgemifie Anwendung der Beihilferegelung fiir Erzeugerorganisationen zu gewdahrleisten, sollten
Bestimmungen {iiber die in die Beihilfeantrige aufzunehmenden Angaben sowie Verfahren fur die Beihilfezahlung
festgelegt werden. Um finanziellen Engpdssen vorzubeugen, sollten die Erzeugerorganisationen unter Leistung
einer angemessenen Sicherheit eine Vorschussregelung in Anspruch nehmen konnen. Aus dhnlichen Griinden
sollte es eine alternative Regelung zur Erstattung bereits getdtigter Ausgaben geben.

(5)  Da die Erzeugung von Obst und Gemiise unvorhersehbar ist und es sich dabei um leicht verderbliche Erzeugnisse
handelt, konnen selbst geringe Uberschiisse den Markt erheblich storen. Daher miissen Durchfithrungsbestim-
mungen fiir Krisenpraventions- und Krisenmanagementmafinahmen festgelegt werden.

(") ABIL.L347vom 20.12.2013,S.671.

() ABLL 347 vom 20.12.2013, S. 549.

(}) Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 iiber eine gemeinsame Organisation der Agrarmirkte und mit
Sondervorschriften fir bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung iiber die einheitliche GMO) (ABL. L 299 vom
16.11.2007,S.1).

Durchfﬁhrungsvirordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EG) Nr. 1234/2007 des Rates fuir die Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemiise (ABl. L 157 vom
15.6.2011,S.1).

Delegierte Verordnung (EU) 2017/891 der Kommission vom 13. Marz 2017 zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Sektoren Obst und Gemiise sowie Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemiise und zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die in diesen
Sektoren anzuwendenden Sanktionen und zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission (siche
Seite 4 dieses Amtsblatts).
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(6)  Es sollten Durchfithrungsbestimmungen fir die nationale finanzielle Unterstiitzung erlassen werden, die die
Mitgliedstaaten in Gebieten der Union, in denen der Organisationsgrad der Erzeuger besonders niedrig ist,
gewidhren konnen. Es sollten Verfahren fiir die Genehmigung dieser nationalen finanziellen Unterstiitzung sowie
fur die Genehmigung und die Festsetzung des Betrags der Erstattung durch die Union festgelegt werden.
Auflerdem sollte der Anteil der Erstattung festgesetzt werden.

(7)  Es sollten Vorschriften iiber die Art und das Format der zu tibermittelnden Angaben tiber die Anwendung der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2103, der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 und der vorliegenden Verordnung
festgelegt werden. Diese Vorschriften sollten Mitteilungen der Erzeuger und Erzeugerorganisationen an die
Mitgliedstaaten sowie Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission betreffen.

(8)  Es sollten Vorschriften fiir die Verwaltungs- und die Vor-Ort-Kontrollen festgelegt werden, die erforderlich sind,
um die ordnungsgemifle Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 im Sektor Obst und Gemiise zu
gewdhrleisten.

(9)  Fir die Zwecke des Artikels 59 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 sind Regeln fiir die Berichtigung
offensichtlicher Fehler in Beihilfeantrdgen, Mitteilungen, Antriagen oder Ersuchen festzulegen.

(10)  Es sollten Regeln fiir die Finanzbeitrdge von Erzeugern festgelegt werden, die weder einer Erzeugerorganisation,
noch einer Vereinigung von Erzeugerorganisationen oder einem Branchenverband angeschlossen sind und fiir die
Regeln verbindlich gemacht werden, die von in einem bestimmten Wirtschaftsbezirk als reprisentativ
angeschenen Organisationen oder Vereinigungen erlassen wurden.

(11)  Pauschale Einfuhrwerte sollten auf der Grundlage des gewichteten Mittels der reprisentativen Durchschnittsno-
tierungen der eingefihrten und auf den Einfuhrmirkten der Mitgliedstaaten verkauften Erzeugnisse berechnet
werden, wobei die Mitteilungen der Mitgliedstaaten gemifl Artikel 74 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/891 zu diesen Preisnotierungen und den Einfuhrmengen der betreffenden Erzeugnisse heranzuziehen sind.
Es sollten Bestimmungen fiir den Fall festgelegt werden, dass fir Erzeugnisse aus einem bestimmten
Ursprungsland keine reprisentativen Durchschnittsnotierungen vorliegen.

(12)  Es sollten Durchfithrungsbestimmungen zu dem fiir bestimmte Erzeugnisse zusitzlich zu dem im Gemeinsamen
Zolltarif vorgesehenen Zoll moglicherweise zu erhebenden zusitzlichen Einfuhrzoll festgelegt werden. Es sollte
festgelegt werden, dass dieser zusitzliche Einfuhrzoll erhoben werden kann, wenn die Einfuhrmenge der
betreffenden Erzeugnisse eine nach Erzeugnissen und Anwendungszeitriumen festgesetzte Auslosungsschwelle
tiberschreitet. Da Erzeugnisse, die sich auf dem Transportweg in die Union befinden, von der Anwendung des
zusitzlichen Einfuhrzolls ausgenommen sind, sollten fiir diese Erzeugnisse besondere Vorschriften festgelegt
werden.

(13) Diese Verordnung sollte am siebten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft
treten und ab diesem Datum gelten.

(14) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir die
gemeinsame Organisation der Agrarmarkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1

ERZEUGERORGANISATIONEN
ABSCHNITT 1
Einleitende Bestimmungen
Artikel 1
Gegenstand und Geltungsbereich

(1)  Mit dieser Verordnung werden Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 fiir die
Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemiise, ausgenommen Vermarktungsnormen,
festgelegt.
(2)  Die Kapitel I bis V der vorliegenden Verordnung gelten nur fiir die Erzeugnisse des Obst- und Gemiisesektors

gemdfd Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe i der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und fiir ausschlielich zur Verarbeitung
bestimmte Erzeugnisse.
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ABSCHNITT 2

Operationelle Programme
Artikel 2
Nationale Strategie fiir nachhaltige operationelle Programme

Die allgemeine Struktur und der Inhalt der nationalen Strategie gemifl Artikel 36 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013 sind in Anhang I der vorliegenden Verordnung festgelegt.

Artikel 3
Nationaler Rahmen fiir Umweltaktionen und die forderfihigen Investitionen

(1)  In einem gesonderten Kapitel gibt der nationale Rahmen gemif Artikel 36 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013 die Anforderungen gemif8 Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments
und des Rates (') vor, die im Rahmen eines operationellen Programms ausgewihlte Umweltaktionen erfiillen miissen.

Der nationale Rahmen enthilt eine nicht erschopfende Liste der Umweltaktionen in dem Mitgliedstaat und der
diesbeziiglich geltenden Bedingungen im Sinne von Artikel 33 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013.

Die Liste gemaf§ Unterabsatz 2 kann folgende Arten von Umweltaktionen umfassen:

a) Aktionen, die Agrarumwelt- und Klimaverpflichtungen oder Verpflichtungen zu 6kologischem/biologischem Landbau
gemif den Artikeln 28 und 29 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 gleichen und die im Rahmen des Programms
zur Entwicklung des lindlichen Raums des betreffenden Mitgliedstaats vorgesehen sind;

b) umweltfreundliche Investitionen;

c) sonstige Aktionen zugunsten der Umwelt, einschlieflich derjenigen, die nicht unmittelbar oder mittelbar eine
bestimmte Parzelle betreffen, aber mit dem Obst- und Gemiisesektor zusammenhingen, sofern sie zu Bodenschutz,
Wasser- oder Energieeinsparung, Erhaltung bzw. Verbesserung der Wasserqualitit, Schutz von Lebensrdumen oder
Biodiversitdt, Klimaschutz und Verringerung der Abfallproduktion oder Verbesserung der Abfallbewirtschaftung
beitragen.

Fir jede Umweltaktion gemaf8 Unterabsatz 3 Buchstaben b und c gibt der nationale Rahmen Folgendes an:
a) die Begriindung der Aktion, ausgehend von ihrer erwarteten Umweltwirkung, und
b) die betreffende(n) Verpflichtung(en).

Der nationale Rahmen umfasst mindestens eine Aktion zur Anwendung von Verfahren des integrierten Pflanzen-
schutzes.

(2)  Umweltaktionen, die im Rahmen eines Entwicklungsprogramms fiir den lindlichen Raum geférderten
Agrarumwelt- und Klimaverpflichtungen oder Verpflichtungen zu 6kologischem/biologischem Landbau gleichen, haben
dieselbe Laufzeit wie diese Verpflichtungen. In dem Falle, dass die Laufzeit der Aktion iiber die Laufzeit des
urspriinglichen operationellen Programms hinausgeht, wird die Aktion im folgenden operationellen Programm
fortgesetzt.

Die Mitgliedstaaten konnen in begriindeten Fillen fir Umweltaktionen kiirzere Laufzeiten oder sogar deren Einstellung
zulassen, insbesondere auf der Grundlage der Ergebnisse der Bewertung im vorletzten Jahr der Durchfithrung des
operationellen Programms gemaf$ Artikel 57 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891.

(3)  Umweltfreundliche Investitionen, die in den Rédumlichkeiten von Erzeugerorganisationen, Vereinigungen von
Erzeugerorganisationen oder Tochtergesellschaften, die der 90 %-Regel gemafl Artikel 22 Absatz 8 der Delegierten
Verordnung (EU) 2017/891 geniigen, bzw. in den Raumlichkeiten der angeschlossenen Erzeuger durchgefithrt werden,
sind forderfihig, sofern sie

a) zu einer Verringerung des derzeitigen Einsatzes von Produktionsmitteln, der Freisetzung von Schadstoffen und der
Abfille aus dem Produktionsprozess fithren konnten oder

(") Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Forderung der
landlichen Entwicklung durch den Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
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b) die Ablosung der Nutzung fossiler Energietriger durch erneuerbare Energiequellen bewirken konnten oder

c) eine Verringerung der Umweltrisiken im Zusammenhang mit der Verwendung bestimmter Produktionsmittel,
einschlieflich Pflanzenschutz- oder Diingemittel, erzielen konnten oder

d) den Umweltzustand verbessern oder

e) mit nicht produktiven Investitionen zusammenhingen, die zur Verwirklichung der Ziele einer Agrarumwelt- und
Klimaverpflichtung oder Verpflichtung zu 6kologischem/biologischem Landbau erforderlich sind, insbesondere wenn
sich diese Ziele auf den Schutz von Lebensrdumen und der Biodiversitit beziehen.

(4) Investitionen gemifl Absatz 3 Buchstabe a sind forderfahig, wenn sie zu einer iiber die Dauer der steuerlichen
Abschreibung der Investitionen gegeniiber der fritheren Situation berechneten Verringerung von mindestens 15 % bei
Folgendem fithren:

a) Verwendung von Produktionsmitteln, die aus nicht erneuerbaren natiirlichen Ressourcen wie Wasser oder fossilen
Brennstoffen bestehen oder potenzielle Verschmutzungsquellen fiir die Umwelt darstellen, wie Diingemittel, Pflanzen-
schutzmittel oder bestimmte Arten von Energiequellen,

b) Emission von Schadstoffen aus dem Produktionsprozess in Luft, Boden oder Wasser oder
¢) Produktion von Abfillen, einschlieSlich Abwisser, aus dem Produktionsprozess.

Abweichend von Unterabsatz 1 konnen die Mitgliedstaaten Investitionen akzeptieren, die eine iiber die Dauer der
steuerlichen Abschreibung der Investitionen gegeniiber der fritheren Situation berechnete Verringerung um mindestens
7 % ermoglichen, sofern diese Investitionen mindestens einen zusitzlichen Umweltnutzen ermoglichen.

Die Erzeugerorganisation oder Vereinigung von Erzeugerorganisationen muss zum Zeitpunkt der Vorlage des
vorgeschlagenen operationellen Programms oder der Anderung eines solchen Programms zur Genehmigung als Ex-ante-
Nachweis der erwarteten Verringerung und gegebenenfalls des erwarteten zusitzlichen Umweltnutzens Projektspezifi-
kationen oder andere technische Unterlagen iibermitteln, in denen die mit der Investition erzielbaren Ergebnisse
aufgezeigt sind, wie sie durch die technischen Unterlagen oder durch eine unabhingige qualifizierte Einrichtung bzw.
einen unabhingigen Sachverstindigen bestitigt werden, die bzw. der vom Mitgliedstaat zugelassen wurde.

Fir Investitionen, die zu Wassereinsparungen fiihren sollen, gilt Folgendes:

a) Sie miissen bei Tropfchenbewisserung oder adhnlichen Systemen zu einer Senkung des Wasserverbrauchs um
mindestens 5 % im Vergleich zum Verbrauch vor der Investition fithren und

b) sie diirfen nicht zu einer Nettovergroferung der bewdsserten Fliche fithren, es sei denn, der Gesamtwasserverbrauch
fur die Bewdsserung des gesamten landwirtschaftlichen Betriebs einschlieflich der vergrofferten Fliche tiberschreitet
nicht den durchschnittlichen Wasserverbrauch der letzten fiinf Jahre vor der Investition.

(5) Investitionen gemifs Absatz 3 Buchstabe b, die Systeme zur Energieerzeugung betreffen, sind forderfahig, wenn
die Menge an erzeugter Energie nicht grofer ist als die Menge, die jihrlich, ex ante betrachtet, von der Erzeugerorga-
nisation, der Vereinigung von Erzeugerorganisationen, einer Tochtergesellschaft oder den Mitgliedern der Erzeugerorga-
nisation, der/denen die Investition zugute kommt, fiir die Aktionen im Sektor Obst und Gemiise verwendet werden
kann.

(6)  Investitionen gemifs Absatz 3 Buchstaben ¢ und d sind forderfihig, wenn sie einen Beitrag zum Bodenschutz, zur
Einsparung von Wasser oder Energie, zur Verbesserung bzw. Erhaltung der Wasserqualitit, zum Schutz von
Lebensrdumen oder Biodiversitdt, zum Klimaschutz und zur Verringerung der Abfallproduktion und Verbesserung der
Abfallbewirtschaftung leisten, auch wenn ihr Beitrag nicht quantifizierbar ist.

Die Erzeugerorganisation oder Vereinigung von Erzeugerorganisationen muss zum Zeitpunkt der Vorlage des
vorgeschlagenen operationellen Programms oder der Anderung eines solchen Programms zur Genehmigung einen
Nachweis fiir den erwarteten positiven Beitrag zu einem oder mehreren Umweltzielen erbringen. Die zustindige
nationale Behorde kann verlangen, dass der Nachweis in Form von Projektspezifikationen erbracht wird, die von einer
unabhingigen qualifizierten Einrichtung oder einem unabhingigen Sachverstindigen in den betreffenden
Umweltbereichen bescheinigt sind.

(7)  Fir Umweltaktionen gelten die folgenden Regeln:

a) Verschiedene Umweltaktionen konnen miteinander kombiniert werden, sofern sie einander erginzen und miteinander
vereinbar sind. Bei einer Kombination von anderen Umweltaktionen als Investitionen in materielle Vermogenswerte
muss die Hohe der Beihilfe den spezifischen Einkommensverlusten und zusitzlichen Kosten aus dieser Kombination
Rechnung tragen;
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b) Verpflichtungen zur Begrenzung des Einsatzes von Diinge- und Pflanzenschutzmitteln oder sonstigen Betriebsmitteln
sind nur zuldssig, wenn solche Begrenzungen auf eine Weise bewertet werden kénnen, die die Einhaltung der
Verpflichtungen gewihrleistet;

¢) umweltfreundliche Investitionen gemafl Absatz 3 sind in vollem Umfang forderfihig.

Artikel 4
Inhalt der operationellen Programme

(1)  Die operationellen Programme umfassen

a) eine Beschreibung der Ausgangssituation, gegebenenfalls anhand der in Anhang II Nummer 5 aufgefithrten
gemeinsamen Basisindikatoren;

b) die Zielsetzungen des operationellen Programms unter Beriicksichtigung der Erzeugungs- und Absatzprognosen mit
einer Erlduterung, wie das Programm zu den Zielen der nationalen Strategie beitragen soll, und die Bestitigung, dass
es mit diesen ubereinstimmt, auch in Bezug auf die Ausgewogenheit zwischen den Titigkeiten. Die Beschreibung der
Ziele enthilt messbare Endziele, um die Beurteilung der Fortschritte bei der Programmdurchfiithrung zu erleichtern;

c) die vorgeschlagenen Maffnahmen, einschlieflich der Maffnahmen fiir Krisenpravention und Krisenmanagement;

d) die Laufzeit des Programms und

e) die finanziellen Aspekte, insbesondere
i) die Berechnungsmethode und die Hohe der Finanzbeitrige,

ii) das Verfahren zur Finanzierung des Betriebsfonds,
iii) die erforderlichen Angaben zur Begriindung gestaffelter Beitragshohen und
iv) fiir jedes Durchfithrungsjahr des Programms den Finanzierungs- und Zeitplan fiir die Vorhaben.

(2)  In den operationellen Programmen ist angegeben,

a) inwieweit die verschiedenen Mafnahmen andere Mafnahmen ergdnzen und mit diesen im Einklang stehen,
einschlieBlich Mafnahmen, die aus anderen Mitteln der Union, insbesondere im Rahmen der Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 und von gemif§ der Verordnung (EU) Nr. 1144/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates (!)
genehmigten Absatzforderungsprogrammen finanziert werden oder fiir eine solche Forderung in Betracht kommen.
Dabei sind gegebenenfalls auch die im Rahmen fritherer operationeller Programme durchgefithrten Mafinahmen

anzugeben; und

b) dass sie kein Risiko der Doppelfinanzierung aus Mitteln der Union mit sich bringen.

Artikel 5
Mit dem operationellen Programm einzureichende Unterlagen

Den operationellen Programmen sind folgende Unterlagen beizufiigen:
a) der Nachweis, dass ein Betriebsfonds eingerichtet wurde;

b) die schriftliche Zusicherung der Erzeugerorganisation, dass sie die Bestimmungen der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013, der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 und der vorliegenden Verordnung einhalten wird; und

¢) die schriftliche Zusicherung der Erzeugerorganisation, dass sie weder mittelbar noch unmittelbar eine andere Unions-
oder nationale Finanzierung fiir Manahmen erhalten hat oder erhalten wird, die im Rahmen der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013 fiir Beihilfen im Sektor Obst und Gemiise in Betracht kommen.

(") Verordnung (EU) Nr. 1144/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 iiber Informations- und Absatzfor-
derungsmafinahmen fiir Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittlindern und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 des
Rates (ABL.L 317 vom 4.11.2014, S. 56).
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Artikel 6
Vorlagefrist

(1)  Ein operationelles Programm wird von einer Erzeugerorganisation bis spitestens 15. September des Jahres, das
dem Jahr der Durchfithrung des Programms vorhergeht, der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem die Erzeuger-
organisation ihren Sitz hat, zur Genehmigung vorgelegt. Die Mitgliedstaaten konnen jedoch einen spiteren Zeitpunkt als
den 15. September festsetzen.

(2)  Juristische Personen oder klar abgegrenzte Teile einer juristischen Person, einschlieflich Erzeugergruppierungen
gemdfl Artikel 125e der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 oder Erzeugergemeinschaften gemifl Artikel 27 der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013, die ihre Anerkennung als Erzeugerorganisation beantragen, konnen gleichzeitig ihr
operationelles Programm gemdf Absatz 1 zur Genehmigung vorlegen. Bedingung fiir die Genehmigung dieses
operationellen Programms ist, dass die Anerkennung spitestens zu dem Termin gemifs Artikel 33 Absatz 2 der
Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 erteilt wurde.

Artikel 7

Durchfiihrung der operationellen Programme

(1) Die operationellen Programme werden in Jahrestranchen durchgefithrt, die jeweils vom 1. Januar bis zum
31. Dezember laufen.

(2)  Die Durchfithrung eines bis zum 15. Dezember genehmigten operationellen Programms beginnt am 1. Januar des
folgenden Jahres.

Die Durchfithrung der Programme, fiir die die Genehmigung nach dem 15. Dezember erteilt wird, wird um ein Jahr
verschoben.

(3)  Abweichend von Absatz 2 beginnt im Fall der Anwendung von Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 3 bzw.
Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 die Durchfithrung eines nach diesen
Bestimmungen genehmigten operationellen Programms spétestens an dem auf seine Genehmigung folgenden 31. Januar.

ABSCHNITT 3
Beihilfe

Artikel 8
Genehmigter Beihilfebetrag

Die Mitgliedstaaten teilen den Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen den genehmigten
Beihilfebetrag bis spatestens 15. Dezember des Jahres mit, das dem Jahr vorangeht, fur das die Beihilfe beantragt wird.

Abweichend von Absatz 1 teilen die Mitgliedstaaten im Fall der Anwendung von Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 3
bzw. Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 der der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 diesen Erzeugerorganisationen
und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen den genehmigten Beihilfebetrag bis spdtestens 20. Januar des Jahres mit,
fur das die Beihilfe beantragt wird.

Artikel 9

Beihilfeantrige

(1) Die Erzeugerorganisationen reichen die Antrige auf Zahlung einer Beihilfe oder ihres Restbetrags bei der
zustindigen Behorde des Mitgliedstaats fiir jedes operationelle Programm bis zum 15. Februar des Jahres ein, das auf das
Jahr folgt, auf das sich die Antrige beziehen.

(2)  Den Beihilfeantrdgen sind Belege beizufiigen tiber
a) die beantragte Beihilfe;

b) den Wert der vermarkteten Erzeugung;
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c) die finanziellen Beitrdge der Mitglieder und der Erzeugerorganisation selbst;
d) die im Rahmen des operationellen Programms getitigten Ausgaben;
e) die Ausgaben fiir Krisenpravention und —management, aufgeschliisselt nach Aktionen;

f) den Anteil des Betriebsfonds, der fiir Krisenprivention und -management bestimmt ist, aufgeschliisselt nach
Aktionen;

g) die Einhaltung von Artikel 33 Absatz 3, Artikel 33 Absatz 5 Unterabsatz 1 und Artikel 34 der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013;

h) eine schriftliche Zusicherung der Erzeugerorganisation, dass sie keine Unions- oder nationale Doppelfinanzierung fiir
Maflnahmen oder Vorginge erhalten hat, die im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 fiir eine Beihilfe im
Sektor Obst und Gemiise in Betracht kommen;

i) die Durchfithrung der betreffenden Aktion im Falle des Antrags auf Zahlung von Standardpauschalsitzen oder
standardisierten Einheitskosten gemifl Artikel 31 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891; und

j) den Jahresbericht gemdf Artikel 21.

(3)  Der Beihilfeantrag kann sich auf geplante, jedoch nicht getitigte Ausgaben beziehen, wenn nachgewiesen wird,
dass

a) die betreffenden Vorhaben aus Griinden, die nicht der Erzeugerorganisation anzulasten sind, nicht bis zum
31. Dezember des Durchfithrungsjahres des operationellen Programms durchgefithrt werden konnten;

b) diese Vorhaben bis zum 30. April des Jahres, das auf das Jahr folgt, auf das sich der Antrag bezieht, abgeschlossen
werden konnen und

c) ein entsprechender Beitrag der Erzeugerorganisation im Betriebsfonds verbleibt.

Die Zahlung der Beihilfe und die Freigabe der gemdfd Artikel 11 Absatz 2 geleisteten Sicherheit erfolgen nach Mafigabe
des festgestellten Beihilfeanspruchs und nur dann, wenn der Nachweis erbracht wird, dass die geplanten Ausgaben nach
Unterabsatz 1 Buchstabe b des vorliegenden Absatzes bis zum 30. April des Jahres, das auf das Jahr folgt, fiir das die
betreffenden Ausgaben geplant waren, getitigt wurden.

(4) In begriindeten Ausnahmefillen kann die zustindige Behorde des Mitgliedstaats nach dem in Absatz 1
festgesetzten Zeitpunkt eingereichte Antrige annehmen, wenn die vorgeschriebenen Kontrollen durchgefithrt wurden
und die in Artikel 10 festgesetzte Zahlungsfrist eingehalten wird. Bei Antrdgen, die nach dem in Absatz 1 festgesetzten
Zeitpunkt eingereicht werden, wird die Beihilfe fiir jeden Verzugstag um 1 % gekiirzt.

(5)  Vereinigungen von Erzeugerorganisationen konnen Beihilfeantrige gemdfl Absatz 1 im Namen und im Auftrag
ihrer Mitglieder nur dann einreichen, wenn es sich bei diesen Mitgliedern um Erzeugerorganisationen handelt, die in
demselben Mitgliedstaat anerkannt sind, der die Vereinigung von Erzeugerorganisationen anerkannt hat, und sofern die
Belege gemifl Absatz 2 fiir jedes Mitglied vorgelegt werden. Die Erzeugerorganisationen sind die Endbegiinstigten der
Beihilfe.

(6)  Erzeugerorganisationen, die Mitglieder von linderiibergreifenden Vereinigungen von Erzeugerorganisationen sind,
beantragen Beihilfen in dem Mitgliedstaat, in dem sie fir die im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats
durchgefiihrten Aktionen anerkannt sind. Die linderiibergreifende Vereinigung von Erzeugerorganisationen iibermittelt
dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, eine Kopie des Antrags.

(7)  Unbeschadet des Absatzes 6 konnen linderiibergreifende Vereinigungen von Erzeugerorganisationen in dem
Mitgliedstaat, in dem die Vereinigung ihren Sitz hat, einen Beihilfeantrag fiir auf Ebene der Vereinigung durchgefithrte
Aktionen einreichen, sofern kein Risiko einer Doppelfinanzierung besteht.

Artikel 10

Zahlung der Beihilfe

Die Mitgliedstaaten zahlen die Beihilfe bis 15. Oktober des Jahres, das auf das Durchfiihrungsjahr des Programms folgt.
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Artikel 11
Vorschusszahlungen

(1)  Die Antrdge auf Vorschusszahlungen kénnen nach Wahl des Mitgliedstaats jeweils dreimonatlich im Januar, April,
Juli und Oktober oder viermonatlich im Januar, Mai und September eingereicht werden.

Der Gesamtbetrag der in einem Jahr geleisteten Vorschusszahlungen darf 80 % des urspriinglich genehmigten
Beihilfebetrags fiir das operationelle Programm nicht tiberschreiten.

(2)  Vorschusszahlungen erfolgen nach Leistung einer Sicherheit in Hohe von 110 % des Vorschussbetrags gemafS der
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission (').

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen einen Mindestbetrag und die Fristen fiir die Vorschusszahlungen festsetzen.

Artikel 12
Teilzahlungen

(1)  Die Mitgliedstaaten konnen den Erzeugerorganisationen gestatten, fiir den Teil der Beihilfe, der den im Rahmen
des operationellen Programms bereits ausgegebenen Betragen entspricht, Teilzahlungsantrige zu stellen.

(2)  Die Antrdge konnen jederzeit, jedoch hochstens dreimal jihrlich gestellt werden. Den Antrdgen sind Belege wie
Rechnungen und Zahlungsnachweise beizufiigen.

(3) Die im Rahmen von Teilantrigen geleisteten Zahlungen diirfen 80 % des Teilbetrags der Beihilfe nicht
tiberschreiten, der den Betrdgen entspricht, die im Rahmen des operationellen Programms fiir den betreffenden Zeitraum
bereits ausgegeben wurden. Die Mitgliedstaaten konnen einen Mindestbetrag fiir Teilzahlungen und die Fristen fiir die
Antragstellung festsetzen.

KAPITEL 1I
MASSNAHMEN FUR KRISENPRAVENTION UND KRISENMANAGEMENT
Artikel 13
Aus- und Weiterbildungsmafinahmen und Austausch bewihrter Praktiken
Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften iiber die Bedingungen, die erfullt sein miissen, damit Aus- und Weiterbildungs-
mafnahmen und der Austausch bewdahrter Praktiken als Mafnahmen fiir Krisenprivention und Krisenmanagement
gelten konnen.
Artikel 14
Absatzforderungs- und Kommunikationsmafinahmen
(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften iiber die Bedingungen, die bei Absatzférderungs- und Kommunikations-
mafinahmen zu erfiillen sind, unabhingig davon, ob diese Mafinahmen die Krisenprivention oder das Krisenmanagement
betreffen. Diese Vorschriften miissen erforderlichenfalls eine rasche Anwendung der Maffnahmen ermdéglichen.
(2) Die Aktionen im Rahmen von Absatzforderungs- und Kommunikationsmaflnahmen ergdnzen bereits laufende
Absatzforderungs- und Kommunikationsaktionen der betreffenden Erzeugerorganisationen im Rahmen ihres
operationellen Programms, die nicht die Krisenpravention und das Krisenmanagement betreffen.
Artikel 15
Vermarktungsnormen fiir aus dem Markt genommene Erzeugnisse
(1)  Aus dem Markt genommene Erzeugnisse miissen den Vermarktungsnormen gemif Titel II der Durchfithrungs-
verordnung (EU) Nr. 543/2011, mit Ausnahme der Vorschriften fiir die Aufmachung und Kennzeichnung der

Erzeugnisse, entsprechen. Bei Erzeugnissen, die in loser Schiittung zuriickgenommen werden, miissen die Anforderungen
der Giiteklasse 1I eingehalten werden.

(") Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission vom 11. Marz 2014 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Zahlstellen und anderen Einrichtungen, die finanzielle Verwaltung, den
Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die Verwendung des Euro (ABL. L 255 vom 28.8.2014, S. 18).
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Die in den jeweiligen Normen beschriebenen Mini-Erzeugnisse miissen jedoch den geltenden Vermarktungsnormen
einschlieSlich der Aufmachungs- und Kennzeichnungsvorschriften entsprechen.

(2)  Sofern es fiir ein bestimmtes Erzeugnis keine Vermarktungsnorm gibt, miissen die Mindestanforderungen gemif§
Anhang III erfiillt sein. Die Mitgliedstaaten konnen diese Mindestanforderungen durch zusitzliche Bestimmungen
erganzen.

Artikel 16
Transportkosten bei kostenloser Verteilung

(1)  Die Kosten fiir den Transport auf dem Landweg im Zusammenhang mit der kostenlosen Verteilung aller aus dem
Markt genommenen Erzeugnisse sind auf der Grundlage der standardisierten Einheitskosten, die nach der Entfernung
zwischen dem Riicknahmeort und dem Lieferort gemifl Anhang IV festgesetzt werden, im Rahmen des operationellen
Programms erstattungsfahig.

Beim Transport auf dem Seeweg bestimmen die Mitgliedstaaten die Entfernung zwischen dem Riicknahmeort und dem
Bestimmungsort der Lieferung. Die so ermittelte Kostenerstattung darf nicht hoher sein als die Kosten fiir einen
Transport auf dem kiirzesten Landweg zwischen dem Ort der Verladung und dem Bestimmungsort der Lieferung, wenn
ein Transport auf dem Landweg mdglich ist. Die in Anhang IV genannten Betrdge werden mit dem Berichtungskoef-
fizienten 0,6 multipliziert.

Beim kombinierten Verkehr sind die anwendbaren Transportkosten gleich der Summe der Kosten fiir die Transportstrecke
auf dem Landweg plus 60 % der Kostenerhohung, die sich ergibe, wenn die gesamte Transportstrecke auf dem Landweg
zuriickgelegt wiirde, wie in Anhang IV festgelegt.

(2) Die Transportkosten werden der Person erstattet, die die Kosten des betreffenden Transports tatsichlich
tibernommen hat.

Die Zahlung erfolgt gegen Vorlage von Belegen, die folgende Angaben enthalten:

a) Namen der Empfingereinrichtungen,

b) Menge der betreffenden Erzeugnisse,

¢) Ubernahme durch die begiinstigte Einrichtung und verwendete Transportmittel, und

d) Entfernung zwischen dem Riicknahmeort und dem Lieferort.

Artikel 17
Sortier- und Verpackungskosten bei kostenloser Verteilung

(1)  Die Sortier- und Verpackungskosten im Zusammenhang mit der kostenlosen Verteilung von aus dem Markt
genommenem Obst und Gemiise sind im Rahmen der operationellen Programme erstattungsfahig. Fiir Erzeugnisse in
Verpackungen von weniger als 25 kg Nettogewicht gelten die Pauschalbetrige gemifl Anhang V.

(2) Die Verpackungen der fiir die kostenlose Verteilung bestimmten Erzeugnisse tragen das europidische Logo
zusammen mit einer oder mehreren der Aufschriften gemaff Anhang VI.

(3)  Die Kosten fir die Sortierung und Verpackung werden der Erzeugerorganisation erstattet, die diese Vorginge
durchgefiihrt hat.

Die Zahlung erfolgt gegen Vorlage von Belegen, die folgende Angaben enthalten:
a) Namen der Empfingereinrichtungen,
b) Menge der betreffenden Erzeugnisse, und

¢) Ubernahme durch die Empfangereinrichtungen, unter Angabe der Aufmachungsart.
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KAPITEL III

NATIONALE FINANZIELLE UNTERSTUTZUNG
Artikel 18
Ermichtigung zur Zahlung einer nationalen finanziellen Unterstiitzung

(1) Die Ermichtigung zur Zahlung der nationalen finanziellen Unterstiitzung gemifl Artikel 35 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 fir in einem Kalenderjahr durchzufithrende operationelle Programme ist von den
Mitgliedstaaten bei der Kommission jeweils bis zum 31. Januar des betreffenden Jahres zu beantragen.

Dem Antrag ist Folgendes beizufiigen:

a) der Nachweis dariiber, dass der Organisationsgrad der Erzeuger in dem betreffenden Gebiet im Einklang mit
Artikel 52 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 besonders niedrig ist;

b) der Nachweis dariiber, dass nur in diesem Gebiet gewonnene Erzeugnisse des Sektors Obst und Gemiise fiir eine
Beihilfe in Betracht kommen; und

¢) genaue Angaben iiber die betreffenden Erzeugerorganisationen, die Hohe der Beihilfe und den Prozentsatz der
Finanzbeitrige gemif§ Artikel 32 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013.

(2)  Die Kommission erldsst innerhalb von drei Monaten einen Beschluss zur Genehmigung oder Ablehnung des
Antrags. Diese Frist beginnt am Tag nach dem Eingang eines vollstindig ausgefiillten Antrags des Mitgliedstaats bei der

Kommission. Fordert die Kommission innerhalb der Dreimonatsfrist keine zusitzlichen Angaben an, so gilt der Antrag
als vollstandig.

Artikel 19
Beantragung und Zahlung der nationalen finanziellen Unterstiitzung

(1) Fur die Beantragung und Zahlung der nationalen finanziellen Unterstiitzung gelten die Artikel 9 und 10
sinngemaf.

(2)  Die Mitgliedstaaten konnen zusitzliche Vorschriften fir die Zahlung der nationalen finanziellen Unterstiitzung,
einschlieSlich der Moglichkeit von Vorschuss- und Teilzahlungen, erlassen.

Artikel 20
Erstattung der nationalen finanziellen Unterstiitzung durch die Union

(1) Die Mitgliedstaaten konnen die Erstattung der genehmigten und tatsichlich an die Erzeugerorganisationen
gezahlten nationalen finanziellen Unterstiitzung durch die Union bis zum 1. Januar des zweiten Jahres nach dem Jahr
der Programmdurchfithrung beantragen.

Dem Antrag sind Nachweise dariiber beizufiigen, dass die Bedingungen gemdf8 Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 13082013 in drei der vorangegangenen vier Jahre erfiillt waren.

Fir die Berechnung des Organisationsgrads der Erzeuger im Sektor Obst und Gemiise wird auch der Wert der Obst- und
Gemiiseerzeugung von Erzeugergruppierungen gemifd Artikel 125e der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 berticksichtigt.

Der Antrag auf Erstattung der nationalen finanziellen Unterstiitzung durch die Union umfasst auferdem
a) genaue Angaben iiber die betreffenden Empfingerorganisationen,

b) den Betrag der gezahlten Unterstiitzung, der fur jede Erzeugerorganisation auf den urspriinglich genehmigten Betrag
begrenzt ist, und

c) eine Beschreibung des Betriebsfonds, aus der der Gesamtbetrag, die finanzielle Unterstiitzung der Union, die nationale
finanzielle Unterstiitzung sowie die Beitrige der Erzeugerorganisationen und der Mitglieder hervorgehen.
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(2)  Die Kommission genehmigt den Antrag oder lehnt ihn ab.

Der Antrag wird abgelehnt, wenn die Vorschriften iiber die Genehmigung und Erstattung der nationalen finanziellen
Unterstiitzung nicht eingehalten oder die Vorschriften tiber Erzeugerorganisationen, Betriebsfonds und operationelle
Programme gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 nicht beachtet wurden.

(3) Wenn die Erstattung der Unterstiitzung durch die Union genehmigt wurde, sind der Kommission die
erstattungsfahigen Ausgaben nach dem Verfahren des Artikels 11 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der
Kommission (') zu melden.

(4) Die an die Erzeugerorganisationen gezahlte nationale finanzielle Unterstiitzung wird von der Union bis zu
hochstens 60 % erstattet. Der erstattete Betrag darf 48 % der finanziellen Unterstiitzung der Union gemaf Artikel 32
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 nicht iiberschreiten.

KAPITEL IV

INFORMATIONEN, BERICHTE UND KONTROLLEN

ABSCHNITT 1

Informationen und Berichte
Artikel 21

Informationen und Jahresberichte der Erzeugergruppierungen/-gemeinschaften, Erzeugerorgani-
sationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen sowie Jahresberichte der Mitgliedstaaten

(1)  Auf Anfrage der zustindigen Behorde des jeweiligen Mitgliedstaats liefern die Erzeugergruppierungen gemifs
Artikel 125e der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007, die anerkannten Erzeugerorganisationen und die Vereinigungen von
Erzeugerorganisationen alle einschligigen Angaben, die fur die Erstellung des Jahresberichts gemif8 Artikel 54
Buchstabe b der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 erforderlich sind. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Mafnahmen zur Erfassung der Angaben iiber die Zahl der Mitglieder, die Menge und den Wert der vermarkteten
Erzeugung der Erzeugerorganisationen, die kein operationelles Programm vorgelegt haben. Die Erzeugerorganisationen
und Erzeugergemeinschaften gemifl Artikel 27 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sind aufgefordert, die Zahl der
Mitglieder, die Menge und den Wert der vermarkteten Erzeugung anzugeben.

(2) Die Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen legen zusammen mit den
Beihilfeantrigen einen Jahresbericht iiber die Durchfithrung der operationellen Programme vor.

Dieser Jahresbericht betrifft

a) das im Vorjahr durchgefiihrte operationelle Programm,

b) die wichtigsten Anderungen des operationellen Programms und

¢) die Unterschiede zwischen den voraussichtlichen und den beantragten Beihilfebetrigen.

(3)  Der Jahresbericht von Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen enthilt

a) die Ergebnisse des operationellen Programms auf der Grundlage der Indikatoren in Anhang II und gegebenenfalls der
folgenden zusitzlichen Indikatoren aus der nationalen Strategie:

i) gemeinsame Basisindikatoren und (finanzielle) Inputindikatoren fiir jeden Jahresbericht;
ii) Ergebnis- und Outputindikatoren fiir die letzten beiden Jahren des operationellen Programms und

b) eine Zusammenfassung der wichtigsten Probleme, die bei der Durchfithrung des Programms aufgetreten sind, und der
Mafinahmen, die zur Sicherung der Qualitat und Wirksamkeit der Programmdurchfithrung getroffen wurden.

Gegebenenfalls wird im Jahresbericht dargelegt, welche Schutzmanahmen in Ubereinstimmung mit der nationalen
Strategie und gemif$ Artikel 33 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 getroffen wurden, um die Umwelt vor
moglichen hoheren Belastungen zu schiitzen, die sich aus den Investitionen im Rahmen des operationellen Programms
ergeben.

(") Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission vom 6. August 2014 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Zahlstellen und anderen Einrichtungen, der
Mittelverwaltung, des Rechnungsabschlusses und der Bestimmungen fiir Kontrollen, Sicherheiten und Transparenz (ABL L 255 vom
28.8.2014, S. 59).
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(4)  Der Jahresbericht von Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen fiir das vorletzte
Jahr eines operationellen Programms zeigt auf, inwieweit die Programmziele verwirklicht wurden. In diesem Bericht wird
auch angegeben, welche Faktoren zum Erfolg oder Misserfolg der Programmdurchfithrung beigetragen haben und wie
diese Faktoren bei dem laufenden Programm oder dem nachfolgenden operationellen Programm beriicksichtigt wurden
bzw. berticksichtigt werden sollen.

Die Mitgliedstaaten fithren die Einzelheiten der Fille gemifl Unterabsatz 1 in dem jdhrlichen Bericht gemafd Artikel 54
Buchstabe b der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 auf.

ABSCHNITT 2

Kontrollen
Artikel 22
Einheitliches Identifizierungssystem

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein einheitliches Identifizierungssystem fiir Erzeugerorganisationen, Vereinigungen
von Erzeugerorganisationen und Erzeugergruppierungen gemif Artikel 125¢ der Verordnung (EG) Nr. 12342007 in
Bezug auf deren Beihilfeantrige angewandt wird. Dieses Identifizierungssystem muss mit dem System zur Identifizierung
der Begiinstigten gemaf8 Artikel 73 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 kompatibel sein.

Artikel 23
Einreichungsverfahren

Unbeschadet der Artikel 9, 24 und 25 legen die Mitgliedstaaten Verfahren fiir die Einreichung von Beihilfeantrigen, von
Antrigen auf Anerkennung und auf Genehmigung der operationellen Programme sowie von Zahlungsantragen fest.

Artikel 24
Gewilhrung der Anerkennung

(I)  Vor der Anerkennung einer Erzeugerorganisation oder einer Vereinigung von Erzeugerorganisationen gemif
Artikel 154 Absatz 4 Buchstabe a oder Artikel 156 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 iiberpriifen die
Mitgliedstaaten durch Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen bei der Erzeugerorganisation oder der Vereinigung
von Erzeugerorganisationen, ob die Voraussetzungen fiir die Anerkennung erfiillt sind.

(2)  Bei Erzeugerorganisationen oder Vereinigungen von Erzeugerorganisationen, die kein operationelles Programm
durchfiithren, nehmen die Mitgliedstaaten mindestens alle fiinf Jahre Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen in
Bezug auf die Anerkennungskriterien vor, die fir alle anerkannten Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von
Erzeugerorganisationen gelten.

Artikel 25
Genehmigung der operationellen Programme und ihrer Anderungen

(1)  Vor der Genehmigung eines operationellen Programms gemdff Artikel 33 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/891 uberpriifen die Mitgliedstaaten mit allen zweckdienlichen Mitteln, einschlieSlich Vor-Ort-Kontrollen, das zur
Genehmigung vorgelegte operationelle Programm sowie etwaige Anderungsantrige. Diese Kontrollen betreffen
insbesondere

a) die Richtigkeit der iibermittelten Angaben gemifs Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und e, die im Entwurf des
operationellen Programms enthalten sind;

b) die Ubereinstimmung des Programms mit Artikel 33 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sowie mit der nationalen
Strategie und dem nationalen Rahmen;



25.5.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 138/69

c) die Forderfahigkeit der vorgeschlagenen Malnahmen und die Zuschussfahigkeit der veranschlagten Ausgaben; und

d) die Kohidrenz und technische Qualitit des Programms, die Zuverldssigkeit der Schitzungen und des Finan-
zierungsplans sowie die Planung der Durchfiihrung.

(2)  Mit den Kontrollen gemafl Absatz 1 wird iiberpriift, ob

a) die vorgegebenen Endziele messbar sind, sich ihre Verwirklichung iiberwachen lasst und sie mit den vorgeschlagenen
Aktionen erreicht werden kénnen, und

b) die Mafinahmen, fiir die eine Beihilfe beantragt worden ist, im Einklang stehen mit den geltenden nationalen und
europdischen Rechtsvorschriften, insbesondere den Vorschriften tiber staatliche Beihilfen, die Entwicklungsprogramme
fir den landlichen Raum und Absatzforderungsprogramme sowie mit den verbindlichen Normen, die in nationalen
Rechtsvorschriften oder in der nationalen Strategie festgelegt sind.

Artikel 26
Verwaltungskontrollen

(1)  Die Verfahren fuir die Verwaltungskontrollen sehen vor, dass die Vorginge, die Ergebnisse der Kontrollen und die
bei Unstimmigkeiten getroffenen Mafnahmen aufgezeichnet werden miissen.

(2)  Vor Gewihrung der Beihilfe nehmen die Mitgliedstaaten bei allen Beihilfeantrigen Verwaltungskontrollen vor.

(3)  Bei den Verwaltungskontrollen der Beihilfeantrige wird gegebenenfalls Folgendes tiberpriift:

a) der jahrliche Bericht tiber die Durchfithrung des operationellen Programms, der zusammen mit dem Beihilfeantrag
vorgelegt wurde;

b) der Wert der vermarkteten Erzeugung, die Beitrige zum Betriebsfonds und die getitigten Ausgaben;

¢) die eindeutige Zuordnung der geltend gemachten Ausgaben zu den gelieferten Erzeugnissen und erbrachten
Dienstleistungen;

d) die Ubereinstimmung der durchgefiihrten Aktionen mit den im genehmigten operationellen Programm aufgefithrten
Aktionen und

e) die Einhaltung der vorgeschriebenen finanziellen und sonstigen Begrenzungen.

(4) Die im Rahmen des operationellen Programms getitigten Ausgaben sind durch einen Zahlungsnachweis zu
belegen. Rechnungen miissen auf den Namen der Erzeugerorganisation, der Vereinigung von Erzeugerorganisationen
oder der Tochtergesellschaft, die der 90 %-Regel gemifl Artikel 22 Absatz 8 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/891 geniigt oder, vorbehaltlich der Zustimmung des Mitgliedstaats, auf den Namen eines oder mehrerer ihrer
angeschlossenen Erzeuger ausgestellt sein. Fiir die Personalkosten gemdf Anhang III Nummer 2 der Delegierten
Verordnung (EU) 2017/891 miissen die Rechnungen jedoch auf den Namen der Erzeugerorganisation, der Vereinigung
von Erzeugerorganisationen, der Tochtergesellschaft, die der 90 %-Regel gemdfl Artikel 22 Absatz 8 der Delegierten
Verordnung (EU) 2017/891 geniigt oder, vorbehaltlich der Zustimmung des Mitgliedstaats, der Genossenschaft, die
Mitglied der Erzeugerorganisation ist, ausgestellt sein.

Artikel 27
Vor-Ort-Kontrollen der jihrlichen Beihilfeantrige

(1) Die Mitgliedstaaten fithren ergidnzend zu den Verwaltungskontrollen bei den Erzeugerorganisationen,
Vereinigungen von Erzeugerorganisationen und gegebenenfalls deren Tochtergesellschaften Vor-Ort-Kontrollen durch, um
festzustellen, ob die Voraussetzungen fiir die Anerkennung, die Gewihrung der Beihilfe oder ihres Restbetrags in dem
betreffenden Jahr gemaf Artikel 9 Absatz 1 erfillt sind.

(2) Die Vor-Ort-Kontrollen erstrecken sich jdhrlich auf eine Stichprobe von mindestens 30 % der insgesamt
beantragten Beihilfe. Jede Erzeugerorganisation oder Vereinigung von Erzeugerorganisationen, die ein operationelles
Programm durchfiihrt, wird mindestens alle drei Jahre kontrolliert.

(3) Die Mitgliedstaaten legen anhand einer Risikoanalyse fest, welche Erzeugerorganisationen kontrolliert werden
miissen, wobei folgende Kriterien beriicksichtigt werden:

a) die Hohe der Beihilfe,

b) die Kontrollergebnisse der Vorjahre,
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¢) ein Zufallsparameter und
d) sonstige vom Mitgliedstaat festzulegende Parameter.

(4)  Die Vor-Ort-Kontrollen diirfen angekiindigt werden, sofern der Priifungszweck nicht gefihrdet wird.

(5)  Die Vor-Ort-Kontrollen erstrecken sich auf alle Verpflichtungen und Auflagen der Erzeugerorganisation oder der
Vereinigung von Erzeugerorganisationen, ihrer Mitglieder oder gegebenenfalls Tochtergesellschaften, die zum Zeitpunkt
des Kontrollbesuchs iiberpriift werden kénnen und deren Uberpriifung im Rahmen der Verwaltungskontrollen nicht
moglich war. Die Vor-Ort-Kontrollen betreffen insbesondere

a) die Einhaltung der Anerkennungskriterien fiir das betreffende Jahr;

b) die Durchfithrung der Aktionen des operationellen Programms und ihre Ubereinstimmung mit dem genehmigten
operationellen Programm;

¢) in Bezug auf eine aussagekriftige Zahl der Aktionen: die Ubereinstimmung der Ausgaben mit den Unionsvorschriften
und die Einhaltung der darin festgelegten Fristen;

d) die Verwendung des Betriebsfonds, einschlieflich der in den Antrigen auf Vorschusszahlungen bzw. Teilzahlungen
gemeldeten Ausgaben, den Wert der vermarkteten Erzeugung, die Beitrige zum Betriebsfonds und die durch
Buchfithrungsunterlagen oder gleichwertige Unterlagen belegten gemeldeten Ausgaben;

e) die vollstindige Lieferung der Erzeugnisse durch die Mitglieder, die Erbringung der Dienstleistungen und die
Richtigkeit der gemeldeten Ausgaben; und

f) Kontrollen der zweiten Stufe gemifl Artikel 30 bei den Ausgaben fiir Marktriicknahmen, Ernte vor der Reifung und
Nichternten.

(6) Der Wert der vermarkteten Erzeugung wird anhand der nach nationalem Recht gepriiften und bescheinigten
Finanzbuchhaltung tiberpriift.

Zu diesem Zweck konnen die Mitgliedstaaten vorsehen, dass der gemeldete Wert der vermarkteten Erzeugung auf
dieselbe Weise beglaubigt wird wie die Finanzbuchhaltungsdaten.

Die Uberpriifung des gemeldeten Werts der vermarkteten Erzeugung kann vor der Einreichung des betreffenden
Beihilfeantrags vorgenommen werden, muss jedoch spitestens vor Zahlung der Beihilfe erfolgen.

(7)  Aufler in aufergewohnlichen Umstinden umfassen die Vor-Ort-Kontrollen einen Besuch des Ortes, an dem die
Aktion durchgefihrt wird, oder bei immateriellen Aktionen einen Besuch beim Aktionstriger. Insbesondere Aktionen in
einzelnen Betrieben der Mitglieder von Erzeugerorganisationen, die zu der Stichprobe gemifl Absatz 2 gehoren, sind
mindestens einmal Gegenstand eines Besuchs, um die Durchfithrung zu tiberpriifen.

Die Mitgliedstaaten konnen jedoch von diesen Besuchen absehen, wenn es sich um kleine Aktionen handelt oder wenn
sie das Risiko, dass die Voraussetzungen fiir die Beihilfegewdhrung nicht erfiillt sind oder die Aktion nicht durchgefiihrt
wurde, als gering einstufen. Die diesbeziigliche Entscheidung und ihre Begriindung sind schriftlich niederzulegen. Die
Kriterien fiir die Risikoanalyse gemiff Absatz 3 gelten sinngemaf fiir den vorliegenden Absatz.

(8)  Auf den Kontrollsatz gemifl Absatz 2 konnen nur Kontrollen angerechnet werden, die simtlichen Bestimmungen
des vorliegenden Artikels geniigen.

(9)  Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen werden danach bewertet, ob festgestellte Probleme systematisch auftreten
und somit ein Risiko fur dhnliche Aktionen, Begiinstigte oder andere Einrichtungen gegeben ist. Bei der Bewertung sind
ferner die Ursachen derartiger Situationen sowie die Art der gegebenenfalls erforderlichen erginzenden Untersuchungen
und die zu treffenden Abhilfe- und Praventivmaffnahmen zu ermitteln.

Werden bei den Kontrollen in einem Gebiet oder einem Teilgebiet oder bei einer bestimmten Erzeugerorganisation oder
Vereinigung von Erzeugerorganisationen bedeutende Unregelmifigkeiten festgestellt, so fithrt der Mitgliedstaat in dem
Gebiet oder bei der Organisation oder Vereinigung im laufenden Jahr zusitzliche Kontrollen durch und sieht im
kommenden Jahr einen hoheren Prozentsatz von entsprechenden Antrigen vor, die einer Kontrolle zu unterziehen sind.
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Artikel 28
Berichte iiber Vor-Ort-Kontrollen

(1)  Far jede Vor-Ort-Kontrolle wird ein ausfiihrlicher Bericht erstellt, der mindestens folgende Angaben enthilt:

a) gepriifte Beihilferegelungen und Antrige,

b) Namen und Funktionen der anwesenden Personen;

c) gepriifte Aktionen, Manahmen und Unterlagen, einschlieRlich des Priifpfads und der tiberpriiften Nachweise; und
d) Ergebnisse der Kontrolle.

(2)  Einem Vertreter der Erzeugerorganisation oder der Vereinigung von Erzeugerorganisationen wird die Moglichkeit
gegeben, den Bericht zu unterzeichnen, um seine Anwesenheit zu bescheinigen und Bemerkungen hinzuzufiigen.
Werden UnregelmiRigkeiten festgestellt, so erhdlt der Empfinger eine Kopie des Berichts.

Artikel 29
Kontrollen der ersten Stufe bei Marktriicknahmen

(1)  Die Mitgliedstaaten fithren bei jeder Erzeugerorganisation bei Marktriicknahmen Kontrollen der ersten Stufe durch,
die eine Unterlagen- und Namlichkeitskontrolle sowie eine Warenkontrolle zur Feststellung des Gewichts der aus dem
Markt genommenen Erzeugnisse und eine Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen von Artikel 15 gemifl den
Verfahren von Titel II Kapitel II der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 umfassen. Die Kontrolle erfolgt nach
Eingang der Mitteilung gemafl Artikel 44 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 innerhalb der Fristen
gemdfd Absatz 2 des genannten Artikels.

(2) Die Kontrollen der ersten Stufe erstrecken sich auf 100 % der Menge der aus dem Markt genommenen
Erzeugnisse. Nach dieser Kontrolle werden die aus dem Markt genommenen und nicht zur kostenlosen Verteilung
bestimmten Erzeugnisse unter Aufsicht der zustindigen Behorde sowie unter den vom Mitgliedstaat gemafd Artikel 46
der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 festgelegten Bedingungen denaturiert oder an die Verarbeitungsindustrie
abgegeben.

(3)  Abweichend von Absatz 2 konnen die Mitgliedstaaten bei der kostenlosen Verteilung der Erzeugnisse einen
geringeren Prozentsatz als nach dem genannten Absatz, jedoch nicht weniger als 10 % der wihrend des
Wirtschaftsjahres anfallenden Mengen einer Erzeugerorganisation kontrollieren. Die Kontrolle kann in den
Riumlichkeiten der Erzeugerorganisationen oder bei den Einrichtungen der Erzeugnisempfinger vorgenommen werden.
Werden bei den Kontrollen Unregelmifigkeiten festgestellt, so fithren die Mitgliedstaaten zusitzliche Kontrollen durch.

Artikel 30
Kontrollen der zweiten Stufe bei Marktriicknahmen

(1)  Die Mitgliedstaaten fithren bei Marktriicknahmen auf der Grundlage einer Risikoanalyse Kontrollen der zweiten
Stufe in den Rdumlichkeiten der Erzeugerorganisation und der Empfinger der aus dem Markt genommenen Erzeugnisse
durch. Bei der Risikoanalyse werden die bei den vorhergehenden Kontrollen der ersten und zweiten Stufe gemachten
Feststellungen sowie die Frage beriicksichtigt, ob die Erzeugerorganisation iiber ein Qualititssicherungskonzept verfiigt.
Auf der Grundlage dieser Risikoanalyse wird fiir jede Erzeugerorganisation die Mindestfrequenz von Kontrollen der
zweiten Stufe festgelegt.

(2)  Die in Absatz 1 genannten Kontrollen der zweiten Stufe betreffen

a) die Uberpriifung der Bestands- und Finanzbuchfithrung, die fiir jede Erzeugerorganisation vorgeschrieben ist, die
wihrend des betreffenden Wirtschaftsjahres Riicknahmemafnahmen durchfiihrt,

b) die in den Beihilfeantrigen angegebenen vermarkteten Mengen, insbesondere durch eine Kontrolle der Bestands- und
Finanzbuchfithrung, der Rechnungen und der Ubereinstimmung dieser Erklirungen mit den Buchfithrungs- und
Steuerangaben der betreffenden Erzeugerorganisationen,

¢) die Rechnungsfithrung, insbesondere die Richtigkeit der von den Erzeugerorganisationen in den Zahlungsantrigen
angegebenen Nettoeinnahmen und die Verhiltnismafigkeit etwaiger Riicknahmekosten; und

d) den in den Zahlungsantrigen angegebenen Bestimmungszweck der aus dem Markt genommenen Erzeugnisse und die
Denaturierung dieser Erzeugnisse.



L 138/72 Amtsblatt der Europdischen Union 25.5.2017

(3)  Jede Kontrolle umfasst eine Stichprobenkontrolle, die mindestens 5 % der wihrend des Wirtschaftsjahres von der
Erzeugerorganisation aus dem Markt genommenen Mengen betrifft.

(4)  Der spezifischen Bestands- und Finanzbuchfihrung gemaff Absatz 2 Buchstabe a sind fiir jedes aus dem Markt
genommene Erzeugnis folgende Mengen, ausgedriickt in Tonnen, zu entnehmen:

a) die von den Mitgliedern der Erzeugerorganisation und den Mitgliedern anderer Erzeugerorganisationen gemif§
Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben b und c der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 gelieferte Erzeugung;

b) die von der Erzeugerorganisation vorgenommenen Verkdufe, aufgeschliisselt nach Erzeugnissen fiir den Frischmarkt
und zur Verarbeitung bestimmten Erzeugnissen; und

¢) die Marktriicknahmen.
(5)  Die Kontrollen des Bestimmungszwecks der aus dem Markt genommenen Erzeugnisse umfassen

a) eine Stichprobenkontrolle der von den Empfingern vorzunchmenden Bestandsbuchfithrung und der
Finanzbuchfithrung der betreffenden gemeinniitzigen Einrichtungen und sonstigen Einrichtungen, wenn Artikel 46
Absatz 2 Unterabsatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 Anwendung findet, und

b) die Kontrolle der Einhaltung der geltenden Umweltvorschriften.

(6)  Werden bei den Kontrollen der zweiten Stufe Unregelmifigkeiten festgestellt, so verstirken die Mitgliedstaaten die
auf der zweiten Stufe durchgefiihrten Kontrollen fiir das betreffende Jahr und sehen fiir das folgende Jahr vor, dass bei
den Erzeugerorganisationen oder Vereinigungen von Erzeugerorganisationen haufiger Kontrollen auf der zweiten Stufe
vorgenommen werden.

Artikel 31
Ernte vor der Reifung und Nichternten

(1)  Vor einer Ernte vor der Reifung iiberpriifen die Mitgliedstaaten durch eine Vor-Ort-Kontrolle, ob die betreffenden
Erzeugnisse nicht beschidigt sind und die betreffende Fliche ordnungsgemifs unterhalten wurde. Nach der Ernte vor der
Reifung tiberpriifen die Mitgliedstaaten, ob die betreffende Fliche vollstindig abgeerntet und die geernteten Erzeugnisse
denaturiert wurden.

(2)  Vor einem Nichternten tiberpriifen die Mitgliedstaaten durch eine Vor-Ort-Kontrolle, ob die betreffende Fliche
ordnungsgemifd unterhalten wurde, keine teilweise Ernte erfolgte und die Erzeugnisse gut gereift sind und im
Allgemeinen in einwandfreiem Zustand, unverfilscht und von vermarktbarer Qualitdt sein wiirden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Erzeugung denaturiert wird. Falls dies nicht moglich ist, miissen sie durch eine
Vor-Ort-Kontrolle oder durch Besichtigungen wihrend des Erntezeitraums sicherstellen, dass keine Ernte erfolgt.

(3)  Findet Artikel 48 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 Anwendung, so gilt
Folgendes:

a) Die Anforderung gemifl Absatz 2 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels, dass keine teilweise Ernte erfolgt sein darf,
findet keine Anwendung, und

b) die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Obst- und Gemiisepflanzen, bei denen Mafnahmen der Ernte vor der
Reifung und des Nichterntens angewendet worden sind, in derselben Saison nicht fiir weitere Produktionszwecke
verwendet werden.

(4)  Artikel 30 Absitze 1, 2, 3 und 6 gilt sinngemafs.

Artikel 32
Linderiibergreifende Erzeugerorganisationen

(1)  Der Mitgliedstaat, in dem eine linderiibergreifende Erzeugerorganisation ihren Sitz hat, trigt die Gesamtver-
antwortung fur die Durchfihrung der Kontrollen bei der betreffenden Organisation in Bezug auf das operationelle
Programm und den Betriebsfonds sowie fiir die Verhdngung von Verwaltungssanktionen, wenn diese Kontrollen zeigen,
dass Verpflichtungen nicht eingehalten wurden.
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(2)  Die anderen Mitgliedstaaten, die zur administrativen Zusammenarbeit gemifl Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe ¢ der
Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 verpflichtet sind, fihren die von dem Mitgliedstaat gemdff Absatz 1 des
vorliegenden Artikels verlangten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen durch und teilen ihm die Ergebnisse
mit. Dabei gelten die von dem Mitgliedstaat nach Absatz 1 gesetzten Fristen.

(3)  Die in dem Mitgliedstaat nach Absatz 1 geltenden Vorschriften finden Anwendung auf die Erzeugerorganisation,
das operationelle Programm und den Betriebsfonds. In Bezug auf Umwelt- und Pflanzenschutzfragen sowie Mafinahmen
fir Krisenpravention und Krisenmanagement finden jedoch die Vorschriften des Mitgliedstaats Anwendung, in dem die
betreffenden Aktionen stattfinden.

Artikel 33
Linderiibergreifende Vereinigungen von Erzeugerorganisationen

(1)  Der Mitgliedstaat, in dem eine Erzeugerorganisation, die Mitglied einer linderiibergreifenden Vereinigung ist, ihren
Sitz hat, tragt die Gesamtverantwortung fir die Durchfithrung der Kontrollen in Bezug auf die in seinem Hoheitsgebiet
durchgefithrten Aktionen des operationellen Programms und den Betriebsfonds sowie fir die Verhdngung von
Verwaltungssanktionen, wenn diese Kontrollen zeigen, dass Verpflichtungen nicht eingehalten wurden.

(2) Der in Absatz 1 genannte Mitgliedstaat arbeitet eng mit dem Mitgliedstaat zusammen, in dem die linderiiber-
greifende Vereinigung von Erzeugerorganisationen ihren Sitz hat, und teilt unverziiglich die Ergebnisse der
durchgefiihrten Kontrollen und etwaige verhingte Verwaltungssanktionen mit.

(3)  Der Mitgliedstaat, in dem die ldnderiibergreifende Vereinigung von Erzeugerorganisationen ihren Sitz hat, trigt die
Gesamtverantwortung fiir die Durchfihrung der Kontrollen in Bezug auf die auf Ebene der linderiibergreifenden
Vereinigung durchgefihrten Aktionen des operationellen Programms und den Betriebsfonds der lianderiibergreifenden
Vereinigung sowie fiir die Verhidngung von Verwaltungssanktionen, wenn diese Kontrollen zeigen, dass Verpflichtungen
nicht eingehalten wurden. Er sorgt auch fur die Koordinierung der Kontrollen und Zahlungen im Zusammenhang mit
den Aktionen der im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten durchgefithrten operationellen Programme.

(4) Die Aktionen der operationellen Programme miissen im Einklang mit den nationalen Bestimmungen des
Mitgliedstaats stehen, in dem sie tatsdchlich durchgefithrt werden.

Artikel 34
Kontrollen

Unbeschadet spezifischer Bestimmungen in der vorliegenden Verordnung oder anderer Rechtsvorschriften der Union
fihren die Mitgliedstaaten Kontrollen und Mafnahmen ein, um die ordnungsgemifle Anwendung der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013, der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 und der vorliegenden Verordnung sicherzustellen. Diese
Kontrollen und Mafnahmen miissen wirksam, verhiltnismifig und abschreckend sein, um einen angemessenen Schutz
der finanziellen Interessen der Union zu gewéhrleisten.

Insbesondere miissen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass

a) alle durch Unions- oder nationale Rechtsvorschriften oder im nationalen Rahmen oder in der nationalen Strategie
aufgestellten Forderkriterien kontrolliert werden kénnen,

b) die fiir die Durchfithrung der Kontrollen zustindigen Behorden des Mitgliedstaats iiber Bedienstete in hinreichender
Anzahl und mit geeigneter Qualifikation und Erfahrung fiir die wirksame Durchfithrung der Kontrollen verfiigen und

¢) Kontrollen vorgesehen sind, mit denen eine regelwidrige Doppelfinanzierung von unter die Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013 fallenden Maffnahmen im Sektor Obst und Gemiise und im Rahmen anderer Unions- oder nationaler
Regelungen ausgeschlossen werden kann.

Artikel 35
Offensichtliche Fehler

Bei offensichtlichen Fehlern, die von der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats anerkannt wurden, konnen gemafl
Artikel 59 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 alle im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013, der
Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 oder der vorliegenden Verordnung an einen Mitgliedstaat gerichteten
Mitteilungen, Antrige oder Ersuchen sowie alle Beihilfeantrige nach ihrer Einreichung jederzeit berichtigt und angepasst
werden.
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KAPITEL V
AUSDEHNUNG DER VORSCHRIFTEN

Artikel 36
Finanzbeitrige

Beschliefit ein Mitgliedstaat gemafd Artikel 165 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013, dass Marktteilnehmer, die weder
einer Erzeugerorganisation, noch einer Vereinigung von Erzeugerorganisationen oder einem Branchenverband
angeschlossen sind, fur die jedoch Regeln verbindlich gemacht werden, Finanzbeitriage entrichten miissen, so iibermittelt
er der Kommission die erforderlichen Angaben zur Beurteilung der Einhaltung der Bedingungen gemifs dem genannten
Artikel. Diese Angaben umfassen die Berechnungsgrundlage fir den Beitrag, den Einheitsbetrag, die abgedeckten
Tatigkeiten und die damit verbundenen Kosten.

Artikel 37
Ausdehnungen iiber ein Jahr hinaus

(1)  Wird eine Ausdehnung der Vorschriften fiir einen Zeitraum beschlossen, der iiber ein Jahr hinausgeht, so priifen
die Mitgliedstaaten fiir jedes Jahr, ob die Bedingungen fir die Reprasentativitit gemaf Artikel 164 Absatz 3 der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 wihrend der gesamten Anwendungszeit der genannten Ausdehnung erfiillt waren.

(2)  Sobald die Mitgliedstaaten feststellen, dass die Bedingungen nicht mehr erfiillt sind, heben sie diese Ausdehnung
mit Wirkung vom Beginn des darauffolgenden Jahres auf.

(3) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission unverziiglich tiber jegliche Aufhebung. Die Kommission
veroffentlicht diese Informationen in geeigneter Form.

KAPITEL VI
EINFUHRPREISREGELUNG UND EINFUHRZOLLE

Artikel 38
Pauschaler Einfuhrwert

(I)  Fiir jedes in Anhang VII Teil A der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 genannte Erzeugnis bestimmt die
Kommission in dem betreffenden Anwendungszeitraum an jedem Arbeitstag je Ursprungsland einen pauschalen
Einfuhrwert in Hohe des gewichteten Durchschnitts der reprisentativen Notierungen nach Artikel 74 der genannten
Verordnung, abziiglich einer Pauschale von 5 EUR/100 kg und der Wertzolle.

(2) Wurde ein pauschaler Einfuhrwert fiir die in Anhang VII Teil A der Delegierten Verordnung (EU)
2017/891 genannten Erzeugnisse und Anwendungszeitriume gemifl den Artikeln 74 und 75 der genannten
Verordnung und dem vorliegenden Artikel festgesetzt, so findet der Preis je Einheit gemafl Artikel 142 der Durchfiih-
rungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission (') keine Anwendung. Er wird durch den in Absatz 1 genannten
pauschalen Einfuhrwert ersetzt.

(3)  Wurde bei einem Erzeugnis fiir ein bestimmtes Ursprungsland kein pauschaler Einfuhrwert festgesetzt, so ist der
gewichtete Durchschnitt der fur das Erzeugnis geltenden pauschalen Einfuhrwerte heranzuziehen.

(4) In den in Anhang VII Teil A der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 genannten Anwendungszeitriumen
bleiben die pauschalen Einfuhrwerte giiltig, bis sie gedndert werden. Sie werden jedoch ungiiltig, wenn der Kommission
in zwei aufeinanderfolgenden Wochen keine reprisentative Durchschnittsnotierung mitgeteilt wird.

Ist in Anwendung des Unterabsatzes 1 fur ein bestimmtes Erzeugnis kein pauschaler Einfuhrwert giiltig, so entspricht
der auf dieses Erzeugnis anwendbare pauschale Einfuhrwert dem zuletzt giiltigen Durchschnitt der pauschalen
Einfuhrwerte.

(5)  Abweichend von Absatz 1 ist ab dem ersten Tag der in Anhang VII Teil A der Delegierten Verordnung (EU)
2017/891 genannten Anwendungszeitrdume kein pauschaler Einfuhrwert anwendbar, wenn er nicht berechnet werden
konnte.

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union
(ABL. L 343 vom 29.12.2015, S. 558).



25.5.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 138/75

(6)  Der fiir den pauschalen Einfuhrwert anzuwendende Wechselkurs ist der Wechselkurs, der von der Europdischen
Zentralbank vor dem letzten Tag des Zeitraums, fiir den Notierungen mitgeteilt werden, zuletzt verdffentlicht wurde.

(7)  Die in Euro ausgedriickten pauschalen Einfuhrwerte werden von der Kommission im TARIC () veroffentlicht.

KAPITEL VII
ZUSATZLICHE EINFUHRZOLLE

Artikel 39
Erhebung zusitzlicher Einfuhrzélle

(1)  Zusitzliche Einfuhrzolle gemafd Artikel 182 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 konnen wihrend der
in Anhang VII der vorliegenden Verordnung angegebenen Zeitraume auf die dort aufgefithrten Erzeugnisse angewendet
werden. Diese zusitzlichen Einfuhrzolle werden angewendet, wenn die Menge der in den zollrechtlich freien Verkehr
tibergefithrten Erzeugnisse in einem der in dem genannten Anhang aufgefithrten Anwendungszeitraume die Auslosungs-
schwelle fur dieses Erzeugnis iiberschreitet.

(2)  Fur die in Anhang VII aufgefithrten Erzeugnisse und die in dem genannten Anhang angegebenen Zeitriume
iibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission nach dem Verfahren fiir die Uberwachung der Priferenzeinfuhren
gemdfl Artikel 55 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 eine Aufstellung der in den zollrechtlich freien
Verkehr iibergefithrten Warenmengen.

(3) Der zusitzliche Einfuhrzoll wird auf nach dem Anwendungszeitraum dieses Zolls in den zollrechtlich freien
Verkehr tibergefithrte Mengen erhoben, wenn

a) ihr gemif Artikel 74 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 bestimmter Zollwert bewirkt, dass bei der Einfuhr
die hochsten spezifischen Zollsitze fiir Einfuhren aus dem betreffenden Ursprungsland anwendbar sind, und

b) die Einfuhr wihrend des Anwendungszeitraums des zusitzlichen Einfuhrzolls erfolgt.

Artikel 40
Hohe des zusitzlichen Einfuhrzolls

Der gemif Artikel 39 erhobene zusitzliche Einfuhrzoll entspricht einem Drittel des im Gemeinsamen Zolltarif fiir das
betreffende Erzeugnis vorgesehenen Zolls.

Fir Erzeugnisse, fiirr die hinsichtlich des Wertzolls bei der Einfuhr Zollpriferenzen gelten, entspricht der zusitzliche
Einfuhrzoll, soweit Artikel 39 Absatz 2 Anwendung findet, jedoch einem Drittel des fiir das betreffende Erzeugnis
geltenden spezifischen Zollsatzes.

Artikel 41
Ausnahmen von der Erhebung des zusitzlichen Einfuhrzolls

(1) Von der Erhebung des zusitzlichen Einfuhrzolls ausgenommen sind
a) Waren, die im Rahmen eines Zollkontingents eingefiihrt werden;

b) Waren, die das Ursprungsland verlassen haben, bevor die Erhebung des zusitzlichen Einfuhrzolls beschlossen wurde,
und die mit einem Transportdokument befordert werden, das vom Verladeort des Ursprungslands bis zum Entladeort
in der Union giiltig ist und vor der Erhebung des zusitzlichen Einfuhrzolls ausgestellt worden ist.

(2) Die Marktteilnehmer erbringen den Zollbeh6rden den Nachweis, dass die Bedingungen des Absatzes 1
Buchstabe b erfillt sind.

Die Zollbehorden kénnen anerkennen, dass die Waren das Ursprungsland vor dem Zeitpunkt der Erhebung des
zusitzlichen Einfuhrzolls verlassen haben, wenn eines der folgenden Dokumente vorgelegt wird:

a) im Falle des Seetransports das Konnossement, aus dem hervorgeht, dass die Verladung vor diesem Zeitpunkt erfolgt
ist,

b) im Falle des Eisenbahntransports der Eisenbahnfrachtbrief, der von den Eisenbahnstellen des Ursprungslands vor
diesem Zeitpunkt angenommen wurde,

() http:/[ec.europa.eu/taxation_customs/customs/customs_dutiestariff_aspects/customs_tariff/index_de.htm
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¢) im Falle des Transports mit Kraftfahrzeugen der Beforderungsvertrag im Internationalen Strafengiiterverkehr (CMR)
oder jedes andere im Ursprungsland vor diesem Datum ausgestellte Versanddokument, sofern die Bedingungen der
bilateralen oder multilateralen Ubereinkiinfte im Rahmen des Versandverfahrens der Union bzw. des gemeinsamen
Versandverfahrens eingehalten werden,

d) im Falle des Lufttransports der Luftfrachtbrief, aus dem hervorgeht, dass die Fluggesellschaft die Waren vor diesem
Datum angenommen hat.

KAPITEL VIII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 42
Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 13. Marz 2017.

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG I

Struktur und Inhalt einer nationalen Strategie fiir nachhaltige operationelle Programme gemif3

Artikel 2
1. Laufzeit der nationalen Strategie
Vom Mitgliedstaat festzulegen.
2. Prifung der Lage in Bezug auf Stirken, Schwichen und Entwicklungspotenzial, die Strategie, mit der hierauf

reagiert werden soll, sowie Begriindung der Priorititensetzung gemaf§ Artikel 36 Absatz 2 Buchstaben a und b
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013

2.1.  Priifung der Lage

Beschreibung der aktuellen Lage im Sektor Obst und Gemiise anhand von quantifizierten Daten und unter
Hervorhebung der Stirken und Schwichen, der Disparititen, Bediirfnisse und Méngel und des Entwicklungs-
potenzials auf der Grundlage der relevanten gemeinsamen Basisindikatoren gemaff Anhang II Nummer 5 und
gegebenenfalls anderer zusitzlicher Indikatoren. Beschrieben werden zumindest

— die Leistungen des Obst- und Gemiisesektors: Stirken und Schwichen des Sektors, Wettbewerbsfahigkeit und
Potenzial fiir die Entwicklung der Erzeugerorganisationen;

— die Umweltauswirkungen (Wirkungen, Belastungen und Vorteile) der Obst- und Gemiiseerzeugung,
einschlieflich der wichtigsten Trends.

2.2, Strategie, mit der auf die Stirken und Schwichen reagiert werden soll

Beschreibung der wichtigsten Gebiete, in denen damit gerechnet wird, dass die Intervention den maximalen
Mehrwert erbringt:

— Relevanz der Ziele der operationellen Programme und der entsprechend angestrebten Ergebnisse und Umfang,
in dem diese realistisch gesehen erreicht werden konnen;

— interne Kohdrenz der Strategie, Vorhandensein sich gegenseitig untermauernder Interaktionen und magliche
Konflikte oder Widerspriiche zwischen den operationellen Zielen verschiedener ausgewéhlter Aktionen;

— Komplementaritit und Ubereinstimmung der ausgewdhlten Aktionen mit anderen nationalen oder regionalen
Aktionen, und mit Tatigkeiten, die iiber die Fonds der Union kofinanziert werden, darunter vor allem
Mafinahmen zur Entwicklung des lindlichen Raums und Absatzférderungsmafinahmen;

— erwartete Ergebnisse und Wirkungen gegeniiber der Ausgangssituation und ihr Beitrag zur Verwirklichung der
Ziele der Union.

2.3, Auswirkungen der vorherigen nationalen Strategie (falls zutreffend)

Beschreibung der Ergebnisse und der Wirkung operationeller Programme, die in der letzten Zeit durchgefiihrt
wurden.

3. Ziele der operationellen Programme und Leistungsindikatoren gemifl Artikel 36 Absatz 2 Buchstabe ¢ der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013

Beschreibung der als beihilfefihig ausgewdhlten Arten von Aktionen (nicht erschopfende Liste), der Zielvorgaben,
der tberpriifbaren Endziele und der Indikatoren, mit denen sich die Schritte zur Verwirklichung der Ziele, die
Effizienz und die Wirksamkeit bewerten lassen.

3.1. Vorgaben fiir alle oder bestimmte Arten von Aktionen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass simtliche Aktionen im Rahmen der nationalen Strategie und der
nationalen Rahmenregelung tiberpriift und kontrolliert werden konnen. Wenn die Bewertung wihrend der
Durchfithrung der operationellen Programme zeigt, dass die Vorgaben fiir die Uberpriifbarkeit und
Kontrollierbarkeit nicht erfullt werden, so werden die betreffenden Aktionen entsprechend angepasst oder
gestrichen.

Wird eine Beihilfe auf der Grundlage von Standardpauschalen oder standardisierten Einheitskosten gewdahrt, so
stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die einschldgigen Berechnungen angemessen und korrekt sind und im
Voraus auf der Grundlage einer fairen, ausgewogenen und iberpriifbaren Berechnung erstellt wurden.
Umweltaktionen miissen die Anforderungen gemidf Artikel 33 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013
erfiillen.
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Die Mitgliedstaaten sehen Schutzmafinahmen, Bestimmungen und Kontrollen vor, die gewihrleisten sollen, dass
als beihilfefihig ausgewihlte Aktionen nicht bereits tiber andere Instrumente der Gemeinsamen Agrarpolitik,
insbesondere im Rahmen von Programmen zur Entwicklung des lindlichen Raums und Absatzférderungs-
programmen oder nationalen oder regionalen Regelungen gefordert werden.

Im Einklang mit Artikel 33 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sind wirksame MaRnahmen zum
Schutz der Umwelt vor einer hoheren Belastung durch Investitionen, die im Rahmen operationeller Programme
gefordert werden, vorgesehen, und im Einklang mit Artikel 36 Absatz 1 der genannten Verordnung wurden
Forderkriterien festgelegt, um zu gewihrleisten, dass Investitionen in Einzelbetrieben, die aus operationellen
Programmen unterstiitzt werden, den Zielen des Artikels 191 AEUV sowie des siebten Umweltaktionsprogramms
der Union entsprechen.

3.2.  Erforderliche spezifische Informationen fur Arten von Aktionen zur Erreichung der in Artikel 33 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 festgelegten oder genannten Ziele (nur firr die ausgewidhlten Aktionen
auszufiillen)

3.2.1. Erwerb von Anlagegiitern
— Arten von beihilfefihigen Investitionen,
— andere beihilfefihige Erwerbsformen, z. B. Miete, Leasing,
— Beihilfefahigkeitskriterien.
3.2.2. Sonstige Aktionen
— Beschreibung der beihilfefihigen Arten von Aktionen,
— Beihilfefahigkeitskriterien.
4. Bezeichnung der zustindigen Behorden und Stellen

Bezeichnung der fiir die Verwaltung, Uberwachung und Bewertung der nationalen Strategie zustindigen
nationalen Behorde durch den jeweiligen Mitgliedstaat.

5. Beschreibung der Uberwachungs- und Bewertungssysteme

Die Leistungsindikatoren der nationalen Strategie umfassen die gemeinsamen Leistungsindikatoren gemif§
Artikel 4 und gemidfl Anhang II. Soweit dies fir zweckmifig gehalten wird, werden in der nationalen Strategie
zusitzliche Indikatoren festgelegt, die nationale oder regionale Erfordernisse, Umstinde und Zielsetzungen
reflektieren, die fiir die nationalen operationellen Programme typisch sind.

5.1. Bewertung der operationellen Programme und Meldepflicht fir die Erzeugerorganisationen gemifl Artikel 36
Absatz 2 Buchstaben d und e der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013.

Beschreibung der Uberwachungs- und Bewertungskriterien und -verfahren fiir operationelle Programme,
einschlielich der Meldepflichten fiir die Erzeugerorganisationen.

5.2.  Uberwachung und Bewertung der nationalen Strategie

Beschreibung der Uberwachungs- und Bewertungskriterien und —verfahren fiir die nationale Strategie.
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ANHANG II

Liste gemeinsamer Leistungsindikatoren gemifd Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 21
Absatz 3 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung und Artikel 56 Absatz 2 der Delegierten

Verordnung (EU) 2017/891

Das System gemeinsamer Leistungsindikatoren fiir Aktionen, die von Erzeugerorganisationen, Vereinigungen von
Erzeugerorganisationen und ihren Mitgliedern im Rahmen eines operationellen Programms durchgefiihrt werden, trigt
nicht unbedingt allen Faktoren Rechnung, die auftreten und die Ergebnisse und Wirkung eines operationellen
Programms beeinflussen konnen. Vor diesem Hintergrund sollten die von den gemeinsamen Leistungsindikatoren
gelieferten Informationen unter Beriicksichtigung der quantitativen und qualitativen Informationen iiber andere
Schliisselfaktoren ausgelegt werden, die den Erfolg oder das Scheitern der Programmdurchfithrung beeinflussen.

1. GEMEINSAME INDIKATOREN FUR DIE FINANZIELLE ABWICKLUNG (INPUTINDIKATOREN) (JAHRLICH)

Mafnahme

Art der Aktion

Inputindikatoren (jahrlich)

Aktionen zur Produktionsplanung

Investitionen in materielle Vermogenswerte

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, einschlieflich
Miete, Pacht und Leasing

sonstige Aktionen

Ausgaben (EUR)

Aktionen zur Verbesserung bzw. Erhal-
tung der Produktqualitit

Investitionen in materielle Vermogenswerte

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, einschlielich
Miete, Pacht und Leasing

sonstige Aktionen

Ausgaben (EUR)

Aktionen zur Verbesserung der Ver-
marktung

Investitionen in materielle Vermogenswerte

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, einschlieflich
Miete, Pacht und Leasing

Absatzforderungs- und Kommunikationsaktivititen (ausge-
nommen Aktivititen im Zusammenhang mit Krisenpriven-
tion und Krisenmanagement)

sonstige Aktionen

Ausgaben (EUR)

Forschung und Versuchslandbau

Investitionen in materielle Vermogenswerte

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, einschlieflich
Miete, Pacht und Leasing

sonstige Aktionen

Ausgaben (EUR)

Ausbildungsaktionen und  Aktionen
zum Austausch bewihrter Praktiken
(ausgenommen Aktionen im Zusam-
menhang mit Krisenpravention und
Krisenmanagement) sowie Aktionen
zur Verbesserung des Zugangs zu Be-
ratungsdiensten und technischer Hilfe

Je nach Schwerpunktbereich:

a)
b)
)

> e a0

okologischer/biologischer Landbau

integrierter Landbau bzw. integrierte Schiddlingsbekdmpfung
andere Umweltfragen

Riickverfolgbarkeit

Produktqualitit, einschliefGlich Pestizidriickstande

sonstige Fragen

Ausgaben (EUR)

Mafinahmen fur Krisenprivention und
Krisenmanagement

Investitionen zur effizienteren Steuerung der auf den Markt
gebrachten Mengen

Aus- und Weiterbildungsmaffnahmen und Austausch iber
bewihrte Verfahren

Absatzforderung und Kommunikation zur Vorbeugung von
oder wihrend Krisen

Ausgaben (EUR)
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Mafnahme Art der Aktion Inputindikatoren (jahrlich)
d) Finanzhilfen zu den Verwaltungskosten fir die Einrichtung
von Risikofonds auf Gegenseitigkeit
e) Wiederbepflanzung von Obstplantagen, die nach obligatori-
scher Rodung aus gesundheitlichen oder pflanzengesundheit-
lichen Griinden auf Anweisung der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats erforderlich ist
f) Marktriicknahmen
g) Ernte vor der Reifung oder Nichternten von Obst und Ge-
miise
h) Ernteversicherung
Umweltaktionen a) Investitionen in materielle Vermogenswerte Ausgaben (EUR)

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, einschliefSlich
Miete, Pacht und Leasing

okologischer/biologischer Landbau
integrierter Landbau

bessere Nutzung oder Bewirtschaftung von Wasser, ein-
schlieSlich Wassereinsparung und -ableitung

Aktionen zur Bodenerhaltung (z. B. Arbeitstechniken zur Ver-
hiitung/Verringerung der Bodenerosion, Flichenbegriinung,
Bodenpflege, Mulchen)

Aktionen zur Schaffung und Erhaltung von Lebensriumen,
die die biologische Vielfalt begiinstigen (z. B. Feuchtgebiete)
und zur Landschaftspflege, einschlieflich Erhaltung histori-
scher Merkmale (z. B. Steinwille, Terrassenkulturen, Haine)

Aktionen zur Energieeinsparung oder zur Verbesserung der
Energieeffizienz; Wechsel zu erneuerbaren Energien

Aktionen zur Verringerung der Abfallproduktion und Verbes-
serung der Abfallbewirtschaftung

sonstige Aktionen

sonstige Aktionen

Investitionen in materielle Vermogenswerte

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, einschlieflich
Miete, Pacht und Leasing

sonstige Aktionen

Ausgaben (EUR)

2. GEMEINSAME OUTPUTINDIKATOREN (LETZTEN BEIDEN JAHRE DES OPERATIONELLEN PROGRAMMS)

Maflnahme

Art der Aktion Outputindikatoren (jahrlich)

Aktionen zur Produktionspla-
nung

a) Investitionen in materielle Vermogenswerte

Betriebe

Zahl der an den Aktionen beteiligten

Gesamtinvestitionswert (EUR)

b) andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, ein-
schlieBlich Miete, Pacht und Leasing

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

c) sonstige Aktionen

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe
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Mafnahme Art der Aktion Outputindikatoren (jahrlich)
Aktionen zur  Verbesserung | a) Investitionen in materielle Vermogenswerte Zahl der an den Aktionen beteiligten

bzw. Erhaltung der Produktqua-
litat

Betriebe

Gesamtinvestitionswert (EUR)

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, ein-
schlieflich Miete, Pacht und Leasing

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

sonstige Aktionen

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

Aktionen zur Verbesserung der
Vermarktung

Investitionen in materielle Vermogenswerte

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

Gesamtinvestitionswert (EUR)

andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, ein-
schlieSlich Miete, Pacht und Leasing

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

Absatzforderungs- und Kommunikationsaktivititen
(ausgenommen Aktivititen im Zusammenhang mit
Krisenpravention und Krisenmanagement)

Zahl der durchgefiihrten Aktionen (')

&

sonstige Aktionen

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

Forschung und Versuchslandbau

Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

Anzahl Projekte

Ausbildungsaktionen und Ak-
tionen zum Austausch bewihr-
ter Praktiken (ausgenommen
Aktionen im Zusammenhang
mit Krisenpravention und Kri-
senmanagement) sowie Aktio-
nen zur Verbesserung des Zu-
gangs zu Beratungsdiensten und
technischer Hilfe

Je nach Schwerpunktbereich:

a)
b

~

e o

Ra)

okologischer/biologischer Landbau

integrierter Landbau bzw. integrierte Schidlingsbe-
kimpfung

andere Umweltfragen
Riickverfolgbarkeit
Produktqualitit, einschlieGlich Pestizidriickstinde

sonstige Fragen

Zahl der von den Teilnehmern absol-
vierten Ausbildungstage

Mafinahmen fiir Krisenpriven-
tion und Krisenmanagement

Investitionen zur effizienteren Steuerung der auf den
Markt gebrachten Mengen

Gesamtinvestitionswert (EUR)

Aus- und Weiterbildungsmafnahmen und Austausch
tiber bewihrte Verfahren

Zahl der durchgefithrten Aktionen

Absatzforderung und Kommunikation zur Vorbeugung
von oder wihrend Krisen

Zahl der durchgefiihrten Aktionen (')

d)

Finanzhilfen zu den Verwaltungskosten fur die Einrich-
tung von Risikofonds auf Gegenseitigkeit

Zahl der durchgefiihrten Aktionen (*)
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Mafnahme Art der Aktion Outputindikatoren (jahrlich)
e) Wiederbepflanzung von Obstplantagen, die nach obli- | Zahl der an den Aktionen beteiligten
gatorischer Rodung aus gesundheitlichen oder pflan- | Betriebe
zengesundheitlichen Griinden auf Anweisung der zu-
standigen Behorde des Mitgliedstaats erforderlich ist
f) Marktriicknahmen Zahl der durchgefiihrten Aktionen (3
g) Ernte vor der Reifung und Nichternten Zahl der durchgefiihrten Aktionen (%)
h) Ernteversicherung Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe
Umweltaktionen a) Investitionen in materielle Vermogenswerte (°) Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe
Gesamtinvestitionswert (EUR)
b) andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, ein- | Zahl der an den Aktionen beteiligten
schlieflich Miete, Pacht und Leasing (%) Betriebe
¢) okologischer/biologischer Landbau Zahl der an den Aktionen beteiligten
d) integrierter Landbau Betriebe Betroffene Hektarfliche
e) bessere Nutzung und/oder Bewirtschaftung von Was-
ser, einschlieflich Wassereinsparung und -ableitung
f) Aktionen zur Bodenerhaltung (z. B. Arbeitstechniken
zur Verhiitung/Verringerung der Bodenerosion, Fli-
chenbegriinung, Bodenpflege, Mulchen)
g) Aktionen zur Schaffung und Erhaltung von Lebensriu-
men, die die biologische Vielfalt begiinstigen (z. B.
Feuchtgebiete) und zur Landschaftspflege, einschliel-
lich Erhaltung historischer Merkmale (z. B. Steinwille,
Terrassenkulturen, Haine)
h) Aktionen zur Energieeinsparung und/oder zur Verbes-
serung der Energieeffizienz; Wechsel zu erneuerbaren
Energien
i) Aktionen zur Verringerung der Abfallproduktion und
Verbesserung der Abfallbewirtschaftung
j) sonstige Aktionen
sonstige Aktionen a) Investitionen in materielle Vermogenswerte Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe
Gesamtinvestitionswert (EUR)
b) andere Formen des Erwerbs von Anlagegiitern, ein- | Zahl der an den Aktionen beteiligten
schlieSlich Miete, Pacht und Leasing Betriebe
¢) sonstige Aktionen Zahl der an den Aktionen beteiligten
Betriebe

Jeder Tag einer Absatzforderungskampagne zahlt als eine Aktion.
Marktriicknahmen ein und desselben Erzeugnisses zu unterschiedlichen Zeiten des Jahres und Marktriicknahmen unterschiedlicher Erzeugnisse zih-
len als unterschiedliche Aktionen. Jede Marktriicknahme fiir ein gegebenes Erzeugnis zéhlt als eine Aktion.

Die Ernte vor der Reifung und das Nichternten unterschiedlicher Erzeugnisse zahlen als unterschiedliche Aktionen. Die Ernte vor der Reifung und
das Nichternten ein und desselben Erzeugnisses zdhlen als eine Aktion, unabhingig von der dafiir bendtigten Anzahl an Tagen, der Anzahl der teil-
nehmenden Betriebe und der Anzahl der betroffenen Parzellen oder Hektar.
Aktionen im Zusammenhang mit der Errichtung von unterschiedlichen Risikofonds auf Gegenseitigkeit zahlen als unterschiedliche Aktionen.
Einschlielich nicht produktiver Investitionen in Verbindung mit der Erfullung von Verpflichtungen im Rahmen anderer Umweltaktionen.
Einschlielich anderer Formen des Erwerbs von Anlagegiitern in Verbindung mit der Erfiillung von Verpflichtungen im Rahmen anderer Umweltak-

tionen.
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3. GEMEINSAME ERGEBNISINDIKATOREN (LETZTEN BEIDEN JAHRE DES OPERATIONELLEN PROGRAMMS)

Mafinahme

Ergebnisindikatoren (Messung)

Aktionen zur Produktionsplanung

Verdnderung der Gesamtmenge der vermarkteten Erzeugung
(Tonnen). Verinderung des Einheitswertes der vermarkteten Er-
zeugung (EUR/kg)

Aktionen zur Verbesserung bzw. Erhaltung der Produktqualitit

Verinderung der Menge der vermarkteten Erzeugung, die die An-
forderungen eines spezifischen ,Qualititssicherungssystems® er-
fullt (Tonnen) (*)

Verdnderung des Einheitswertes der vermarkteten Erzeugung
(EUR [kg)

Aktionen zur Verbesserung der Vermarktung

Verdnderung der Gesamtmenge der vermarkteten Erzeugung
(Tonnen). Verinderung des Einheitswertes der vermarkteten Er-
zeugung (EUR/kg)

Ausbildungsaktionen und Austausch bewihrter Praktiken (ausge-
nommen Aktionen im Zusammenhang mit Krisenpravention und
Krisenmanagement) und Aktionen zur Verbesserung des Zugangs
zu Beratungsdiensten und technischer Hilfe

Anzahl Personen, die die gesamte Ausbildungsmafinahme/das ge-
samte Ausbildungsprogramm absolviert haben Zahl der Betriebe,
die Beratungsdienste in Anspruch nehmen

Mafinahmen fur Krisenprivention und Krisenmanagement

a) Investitionen zur effizienteren Steuerung der auf den Markt ge-
brachten Mengen

Von der Steuerung der Mengen insgesamt betroffene Erzeugung
(Tonnen)

b) Ausbildungsaktionen

Anzahl Personen, die die gesamte Ausbildungsmafinahme | das
gesamte Ausbildungsprogramm absolviert haben

¢) Absatzforderung und Kommunikation

Geschitzte Verdnderung der Menge der vermarkteten Erzeugung
in Bezug auf Erzeugnisse, fir die Absatzforderungs- und Kommu-
nikationsaktivititen durchgefithrt werden (Tonnen)

d) Finanzhilfen zu den Verwaltungskosten fiir die Einrichtung
von Risikofonds auf Gegenseitigkeit

Gesamtwert des eingerichteten Risikofonds auf Gegenseitigkeit
(EUR)

e) Wiederbepflanzung von Obstplantagen, die nach obligatori-
scher Rodung aus gesundheitlichen oder pflanzengesundheitli-
chen Griinden auf Anweisung der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats erforderlich ist

Von der Wiederbepflanzung von Obstplantagen betroffene Ge-
samtfliche (ha)

f) Marktriicknahmen

Von der Riicknahme insgesamt betroffene Erzeugung (Tonnen)

g) Ernten vor der Reifung oder Nichternten

Von der Ernte vor der Reifung bzw. vom Nichternten betroffene
Gesamtfliche (ha)

(h) Ernteversicherung

Gesamtwert des versicherten Risikos (EUR)

Umweltaktionen

Geschitzte Verdnderung des jéhrlichen Verbrauchs an Mineraldiin-
gemitteln/ha, nach Diingemitteln (N und P,0,) (Tonnen/ha)

Geschitzte Verdnderung des jdhrlichen Wasserverbrauchs/ha
(m®/ha)

Geschitzte Verdnderung des jdhrlichen Energieverbrauchs, nach
Energiequellen bzw. nach Brennstofftypen (Liter/m?/Kwh je Tonne
vermarktete Erzeugung)

Geschitzte Veranderung des jdhrlichen Abfallvolumens (Tonnen)
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Mafinahme

Ergebnisindikatoren (Messung)

Sonstige Aktionen

(Tonnen)

(EUR/kg)

Verinderung der Gesamtmenge der vermarkteten Erzeugung

Verinderung des Einheitswertes der vermarkteten Erzeugung

Anmerkung: Bezugspunkt fiir Verdnderungen ist die Lage zu Beginn des Programms.
() ,Qualitits“-Anforderungen in diesem Zusammenhang sind als eine Reihe priziser Verpflichtungen in Bezug auf die Produktionsmethoden zu ver-
stehen, a) deren Einhaltung von einer unabhingigen Kontrollstelle iiberpriift wird und b) die ein Endprodukt gewihrleisten, dessen Qualitit i) in Be-
zug auf Gesundheits-, Pflanzengesundheits- und Umweltnormen weit iiber die gdngigen Handelsnormen hinausgeht, und ii) den gegenwirtigen und
absehbaren Absatzmoglichkeiten gerecht wird. Es wird vorgeschlagen, dass die wichtigsten Arten von ,Qualititssicherungssystemen” Folgendes ab-
decken sollten: a) den zertifizierten okologischen/biologischen Landbau; b) geschiitzte geografische Angaben und geschiitzte Ursprungsbezeichnun-

gen, ¢) den zertifizierten integrierten Landbau, d) private zertifizierte Qualititssicherungssysteme.

4. GEMEINSAME WIRKUNGSINDIKATOREN (LETZTEN BEIDEN JAHRE DES OPERATIONELLEN PROGRAMMS)

Mafnahme

Allgemeine Ziele

Wirkungsindikatoren (Messung)

Aktionen zur Produktionsplanung

Aktionen zur Verbesserung bzw. Erhaltung
der Produktqualitit

Aktionen zur Verbesserung der Vermark-
tung

Forschung und Versuchslandbau

Ausbildungsaktionen und Austausch be-
wihrter Praktiken (ausgenommen Aktionen
im Zusammenhang mit Krisenprivention
und Krisenmanagement) und/oder Aktio-
nen zur Verbesserung des Zugangs zu Bera-
tungsdiensten und technischer Hilfe

Mafinahmen fir Krisenpravention und Kri-
senmanagement

Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit

Verbesserung der Attraktivitit der Mit-
gliedschaft in einer Erzeugerorganisation

Geschitzte Verdnderung des Wertes der
vermarkteten Erzeugung (EUR)

Verinderung der Gesamtzahl der Obst- und
Gemiseerzeuger, die aktive Mitglieder (')
der betreffenden Erzeugerorganisation (EO)/
Vereinigung von Erzeugerorganisationen
(VEO) sind (Anzahl)

Verdnderung der Gesamtanbaufliche fur
Obst und Gemiise, die von Mitgliedern der
betreffenden EO/VEO kultiviert wird (ha)

Umweltaktionen

Schutz und Erhaltung der Umwelt:

a) Wasserqualitit

b) nachhaltige Nutzung der Wasserres-
sourcen

¢) Klimaschutz

Geschitzte Verdnderung des Gesamtver-
brauchs an Mineraldiingemitteln, nach
Diingemitteln (N und P,0,) (Tonnen)

Geschitzte Verdnderung des Gesamtwasser-
verbrauchs (m3)

Geschitzte Verinderung des Gesamtener-
gieverbrauchs, nach Energiequellen bzw.
Brennstofftypen (Liter/m?*/Kwh)

Sonstige Aktionen

Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit

Verbesserung der Attraktivitit der Mit-
gliedschaft in einer Erzeugerorganisation

Geschitzte Verinderung des Wertes der
vermarkteten Erzeugung (EUR)

Verinderung der Gesamtzahl der Obst- und
Gemiiseerzeuger, die aktive Mitglieder (1)
der betreffenden EO/VEO sind (Anzahl)

Verianderung der Gesamtanbaufliche fiir
Obst und Gemiise, die von Mitgliedern der
betreffenden EO/VEO kultiviert wird (ha)

Anmerkung: Bezugspunkt fiir Veranderungen ist die Lage zu Beginn des Programms.
(") Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die Erzeugnisse an die EO[VEO liefern.
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5. GEMEINSAME BASISINDIKATOREN

Hinweis: Basisindikatoren sind fir die Priifung der Lage zu Beginn des Programmplanungszeitraums erforderlich.
Bestimmte gemeinsame Basisindikatoren sind nur fiir einzelne operationelle Programme auf Ebene der Erzeuger-
organisationen relevant (z. B. Erzeugungsmenge, die zu weniger als 80 % des von der EOJVEO erhaltenen
Durchschnittspreises vermarktet wurde). Andere gemeinsame Basisindikatoren sind auch fir die nationalen
Strategien auf Ebene der Mitgliedstaaten relevant (z. B. Gesamtwert der vermarkteten Erzeugung).

Allgemein gilt, dass Basisindikatoren als Dreijahresdurchschnitt zu berechnen sind. Liegen keine Daten fur drei Jahre vor,
sollten die Basisindikatoren zumindest anhand der Daten fiir ein Jahr berechnet werden.

Ziele

Zielbezogene Basisindikatoren

Allgemeine Ziele

Indikator

Definition (und Messung)

Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit

Gesamtwert der vermarkteten Erzeugung

Gesamtwert der vermarkteten Erzeugung
der EO/VEO (EUR)

Verbesserung der Attraktivitdt der Mitglied-
schaft in einer Erzeugerorganisation

Anzahl Obst- und Gemiiseerzeuger,
die aktive Mitglieder der betreffenden
EO|VEO sind

Anzahl Obst- und Gemiiseerzeuger, die ak-
tive Mitglieder () der betreffenden EO/VEO
sind

Gesamtanbaufliche fur Obst- und Ge-
miise, die von Mitgliedern der betreffen-
den EO[VEO kultiviert wird

Gesamte Obst- und Gemiiseanbaufliche,
die von Mitgliedern der Dbetreffenden
EO/VEO kultiviert wird (ha)

Spezifische Ziele

Forderung der Konzentration des Angebots

Forderung der Vermarktung der Erzeugung
der Mitglieder

Gewihrleistung der Anpassung der Produk-
tion an die Nachfrage unter Qualitdts- und
Quantitdtsgesichtspunkten

Gesamtmenge der vermarkteten Erzeu-
gung

Gesamtmenge der vermarkteten Erzeugung
der EO/VEO (Tonnen)

Menge der vermarkteten Erzeugung, die die
Anforderungen eines spezifischen ,Quali-
tatssicherungssystems“ (3)  erfullt, nach
wichtigsten Arten von ,Qualitétssiche-
rungssystemen” (Tonnen)

Forderung des Handelswertes von Erzeug-
nissen

Durchschnittlicher Einheitswert der ver-
markteten Erzeugung

Gesamtwert der vermarkteten Erzeugung/
Gesamtmenge der vermarkteten Erzeugung
(EUR/kg)

Wissensforderung und Verbesserung des
menschlichen Potenzials

Anzahl Personen, die an Ausbildungstitig-
keiten teilgenommen haben

Anzahl Personen, die in den letzten drei
Jahren eine Ausbildungstitigkeit/ein Ausbil-
dungsprogramm absolviert haben (Anzahl)

Anzahl Betriebe, die Beratungsdienste in
Anspruch nehmen

Zahl der Betriebe (Mitglieder der EO/VEO),
die Beratungsdienste in Anspruch nehmen
(Anzahl)
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Zielbezogene Basisindikatoren
Ziele

Indikator

Definition (und Messung)

Spezifische Ziele im Umweltbereich

Beitrag zum Bodenschutz

Durch Bodenerosion gefihrdete Fliche,
auf der Erosionsschutzmafinahmen durch-
gefithrt werden

Durch Bodenerosion gefihrdete Obst- und
Gemiiseanbaufliche (%), auf der Erosions-
schutzmaffnahmen durchgefithrt werden

(ha)

Beitrag zur Erhaltung und Verbesserung
der Wasserqualitit

Fliche mit geringerem/rationellerem Diin-
gemitteleinsatz

Obst- und Gemiiseanbaufliche mit geringe-
rem/rationellerem Diingemitteleinsatz (ha)

Beitrag zur nachhaltigen Nutzung von
Wasserressourcen

Flache mit Wassereinsparungsmafinahmen

Obst- und Gemiiseanbaufliche mit Wasser-
einsparungsmafinahmen (ha)

Beitrag zum Schutz von Lebensrdumen
und biologischer Vielfalt und zur Land-
schaftspflege

Okologischer/biologischer Landbau
Integrierter Landbau

Sonstige Aktionen zur Verbesserung des
Schutzes von Lebensrdumen und biologi-
scher Vielfalt und zur Landschaftspflege

Okologisch bewirtschaftete Obst- und/oder
Gemiiseanbaufliche (ha)

Integriert bewirtschaftete Obst- und/oder
Gemiiseanbaufliche (ha)

Fliche, auf der andere Aktionen zur Verbes-
serung des Schutzes von Lebensriumen
und der biologischen Vielfalt und zur Land-
schaftspflege durchgefithrt werden (ha)

Beitrag zum Klimaschutz

Treibhauswarme — Energieeffizienz

Geschitzter jahrlicher Energieverbrauch fir
die Erzeugung von Treibhauswirme, nach
Energiequellen  (Tonnen/Liter/m?/Kwh je
Tonne vermarkteter Erzeugung)

Reduzierung des Abfallvolumens

Menge oder Volumen der Abfille

Tonnen/Liter/m?

(") Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die Erzeugnisse an die EO[VEO liefern.
(® ,Qualitits“-Anforderungen in diesem Zusammenhang sind als eine Reihe praziser Verpflichtungen in Bezug auf die Produktionsmethoden zu ver-
stehen, a) deren Einhaltung von einer unabhingigen Kontrollstelle iiberpriift wird und b) die ein Endprodukt gewahrleisten, dessen Qualitdt i) in Be-
zug auf Gesundheits-, Pflanzengesundheits- und Umweltnormen weit iiber die gidngigen Handelsnormen hinausgeht, und ii) den gegenwirtigen und
absehbaren Absatzmoglichkeiten gerecht wird. Die wichtigsten Arten von ,Qualitdtssicherungssystemen® sollten Folgendes abdecken: a) den zertifi-
zierten okologischen Landbau; b) geschiitzte geografische Angaben und geschiitzte Ursprungsbezeichnungen, ¢) den zertifizierten integrierten Land-
bau, d) private zertifizierte Qualitdtssicherungssysteme.
() Als ,bodenerosionsgefihrdet* gelten Parzellen in Hanglage mit einer Neigung von iiber 10 %, und zwar unabhingig davon, ob Mafnahmen zum
Erosionsschutz (z. B. Bodenbegriinung, Fruchtfolge usw.) getroffen wurden oder nicht. Liegen die betreffenden Informationen vor, kann der Mit-
gliedstaat stattdessen die folgende Definition verwenden: Als ,bodenerosionsgefahrdet” gelten Parzellen mit einem absehbaren tiber die Rate der na-
tiirlichen Bodenbildung hinausgehenden Bodenverlust, und zwar unabhingig davon, ob Maflnahmen zum Erosionsschutz (z. B. Bodenbegriinung,

Fruchtfolge usw.) getroffen wurden oder nicht.




25.5.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 138/87

ANHANG 11

Mindestkriterien fiir die Marktriicknahme von Erzeugnissen gemif Artikel 15 Absatz 2

1. Die Erzeugnisse miissen sein:
— ganz,

— gesund; ausgeschlossen sind Erzeugnisse mit Fiulnisbefall oder anderen Mingeln, die sie fiir den Verzehr
ungeeignet machen,

— sauber, praktisch frei von sichtbaren Fremdstoffen,

— praktisch frei von Schidlingen und von Schiden durch Schadlinge,
— frei von anomaler dufSerer Feuchtigkeit,

— frei von fremdem Geruch oder Geschmack.

2. Die Erzeugnisse miissen je nach Art ausreichend entwickelt und reif sein.

3. Die Erzeugnisse miissen fiir die Sorte und den Handelstyp charakteristisch sein.
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ANHANG IV

Transportkosten bei kostenloser Verteilung gemifd Artikel 16 Absatz 1

Entfernung zwischen dem Ort der Marktriicknahme und dem Lieferort Transportkosten (EUR/t) ()
Weniger als oder gleich 25 km 18,20
Mehr als 25 km, jedoch weniger als oder gleich 200 km 41,40
Mehr als 200 km, jedoch weniger als oder gleich 350 km 54,30
Mehr als 350 km, jedoch weniger als oder gleich 500 km 72,60
Mehr als 500 km, jedoch weniger als oder gleich 750 km 95,30
Mehr als 750 km 108,30

(") Zusatzkosten fur Kithltransporte: 8,50 EUR/t.
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ANHANG V

Sortier- und Verpackungskosten gemifd Artikel 17 Absatz 1

Erzeugnis Sortier-und Verpackungskosten (EUR/1)
Apfel 187,70
Birnen 159,60
Orangen 240,80
Clementinen 296,60
Pfirsiche 175,10
Brugnolen und Nektarinen 205,80
Wassermelonen 167,00
Blumenkohl/Karfiol 169,10
Sonstige Erzeugnisse 201,10




L 138/90 Amtsblatt der Europdischen Union 25.5.2017

ANHANG VI

Angaben auf der Verpackung bei Erzeugnissen gemif Artikel 17 Absatz 2

— Tlponyxr, npenHasHavex 3a Oesriatsa gucrpubymyst (Permament 3a m3msiHenve (EC) 2017...)

— Producto destinado a su distribucién gratuita [Reglamento de ejecucién (UE) 2017/...]

— Produkt uréeny k bezplatné distribuci [provaddéci nafizeni (EU) 2017/...]

— Produkt til gratis uddeling (gennemforelsesforordning (EU) 2017/...)

— Zur kostenlosen Verteilung bestimmtes Erzeugnis (Durchfihrungsverordnung (EU) 2017/...)
— Tasuta jagamiseks mdeldud tooted [rakendusmdairus (EL) 2017]...]

— Tlpoidv mpoopilopevo yia dwpedv davopr [exteleotikog kavoviopog (EE) 2017/...]

— Product for free distribution (Implementing Regulation (EU) 2017/...)

— Produit destiné a la distribution gratuite [réglement d’exécution (UE) 2017/...]

— Proizvod za slobodnu distribuciju (Provedbena uredba (EU) 2017/...)

— Prodotto destinato alla distribuzione gratuita [regolamento di esecuzione (UE) 2017/...]

— Produkts paredzéts bezmaksas izplatisanai [IstenoSanas regula (ES) 2017/...]

— Nemokamai platinamas produktas [[gyvendinimo reglamentas (ES) 2017/...]

— Ingyenes szétosztdsra szdnt termék ((EU) 2017/... végrehajtdsi rendelet)

— Prodott destinat ghad-distribuzzjoni bla hlas [Regolament ta” implimentazzjoni (UE) 2017/...]
— Voor gratis uitreiking bestemd product (Uitvoeringsverordening (EU) 2017/...)

— Produkt przeznaczony do bezplatnej dystrybucji [Rozporzadzenie wykonawcze (UE) 2017]...]
— Produto destinado a distribui¢do gratuita [Regulamento de execuc¢do (UE) 2017/...]

— Produs destinat distribuirii gratuite [Regulamentul de punere in aplicare (UE) 2017/...]

— Vyrobok uréeny na bezplatnti distribtciu [vykondvacie nariadenie (EU) 2017/...]

— Proizvod, namenjen za prosto razdelitev [[zvedbena uredba (EU) 2017/...]

— Ilmaisjakeluun tarkoitettu tuote (tdytintdonpanoasetus (EU) 2017/...)

— Produkt for gratisutdelning (genomférandeférordning (EU) 2017/...)
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ANHANG VII

Erzeugnisse und Anwendungszeitriume der zusitzlichen Einfuhrzélle gemif Artikel 39

Unbeschadet der Regeln fur die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur hat der Wortlaut der Warenbezeichnung nur
Hinweischarakter. Im Rahmen dieses Anhangs wird der Anwendungsbereich der Zusatzzolle durch den Umfang der KN-
Codes zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Verordnung bestimmt.

Laufende Nr. KN-Code Warenbezeichnung Anwendungszeitraum
78.0015 0702 00 00 Tomaten/Paradeiser 1. Oktober bis 31. Mai
78.0020 1. Juni bis 30. September
78.0065 0707 00 05 Gurken 1. Mai bis 31. Oktober
78.0075 1. November bis 30. April
78.0085 0709 91 00 Artischocken 1. November bis 30. Juni
78.0100 0709 93 10 Zucchini (Courgettes) 1. Januar bis 31. Dezember
78.0110 0805 10 20 Orangen 1. Dezember bis 31. Mai
78.0120 0805 20 10 Clementinen 1. November bis Ende Februar
78.0130 0805 20 30 Mandarinen (einschlieSlich Tangerinen 1. November bis Ende Februar

0805 20 50 und Satsumas); Wilkings und #hnliche
0805 20 70 Kreuzungen von Zitrusfriichten
0805 20 90
78.0155 0805 50 10 Zitronen 1. Juni bis 31. Dezember
78.0160 1. Januar bis 31. Mai
78.0170 0806 10 10 Tafeltrauben 16. Juli bis 16. November
78.0175 0808 10 80 Apfel 1. Januar bis 31. August
78.0180 1. September bis 31. Dezember
78.0220 0808 30 90 Birnen 1. Januar bis 30. April
78.0235 1. Juli bis 31. Dezember
78.0250 0809 10 00 Aprikosen/Marillen 1. Juni bis 31. Juli
78.0265 0809 29 00 Kirschen, aufSer Sauerkirschen/Weich- 16. Mai bis 15. August
seln
78.0270 0809 30 Pfirsiche, einschlieflich Brugnolen und 16. Juni bis 30. September
Nektarinen
78.0280 0809 40 05 Pflaumen 16. Juni bis 30. September




	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/892 DER KOMMISSION vom 13. März 2017 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 

